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I. Deutsche Europapolitik 

1. Zusammenfassende Würdigung 

Die Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft 
stand im Berichtszeitraum im Zeichen der konjunk-
turellen Belebung, aber auch der Sorge um Stabili-
tät, Vollbeschäftigung und Zahlungsbilanzaus-
gleich. Trotz mancher Belastungen ist es gelungen, 
den inneren Zusammenhalt der Gemeinschaft zu 
wahren und wichtige Fortschritte im europäischen 
Einigungswerk zu erzielen. Der Europäische Rat hat 
im Rahmen seiner Richtlinienfunktion auf seinen 
Tagungen in Den Haag und in Rom Impulse für die 
wirtschaftliche, soziale und monetäre Entwicklung 
in der Gemeinschaft und den im Tindemansbericht 
aufgezeigten Weg zum Aufbau der Europäischen 
Union gegeben. 

Am 25. März 1977, dem zwanzigsten Jahrestag der 
Unterzeichnung der Römischen Verträge, tagte der 
Europäische Rat in Rom. Aus der Sicht der Bundes-
regierung ist die Bilanz der ersten zwanzig Jahre 
der Europäischen Gemeinschaft gut: 

Vieles ist erreicht worden, was 1957 fast unerreich-
bar schien. Die Handelsschranken in Europa sind 
gefallen, die Freizügigkeit für die Menschen herge-
stellt. Die Gemeinschaft ist in ihrem zweiten Jahr-
zehnt mit dem Beitritt Großbritanniens, Irlands und 
Dänemarks auf neun Staaten angewachsen: im drit-
ten wird sie sich voraussichtlich auf zwölf Staaten 

erweitern. Griechenland verhandelt über den Bei-
tritt; Portugal hat seinen Antrag am 28. März 1977 
gestellt, Spanien wird folgen. 

Die Bundesregierung sieht eins ihrer vornehmsten 
Ziele darin, die Gemeinschaft weiter auszubauen, 
zu stärken und auf den Kurs in Richtung auf die 
Europäische Union zu halten. Die bevorstehende 
Direktwahl des Europäischen Parlaments wird ei-
nen großen Schritt auf ein demokratisch legitimier

-

tes Europa der Bürger darstellen. 

Die erste Ministertagung der Beitrittsverhandlun-
gen der Europäischen Gemeinschaft mit Griechen-
land fand im Oktober 1976 in konstruktiver Atmo-
sphäre statt. Die politische und wirtschaftliche An-
näherung der europäischen Mittelmeerländer an die 
Gemeinschaft wird heute zu einem Element von 
wachsender Bedeutung bei der Stärkung und Siche-
rung der demokratischen Entwicklung in Griechen-
land, Portugal und Spanien. Die Bundesregierung 
unterstützt diese Entwicklung. Sie hat sich deshalb 
für eine Politik gegenüber diesen Ländern einge-
setzt, die der Verantwortung der Gemeinschaft ge-
recht wird. 

Auf deutsche Initiative haben sich der Rat, die 
Kommission und das Europäische Parlament auf 
eine gemeinsame Erklärung zur Geltung der Grund-
rechte - in der Gemeinschaft geeinigt. Mit der die 
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drei politischen Organe der Europäischen Gemein-
schaft verpflichtenden Erklärung wird einerseits 
die Bedeutung der Europäischen Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
betont, zum anderen die absolute Notwendigkeit 
des Schutzes dieser Rechte durch alle Gemein-
schaftsorgane unterstrichen. Der Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften wird mit dieser Er-
klärung in seiner an den Grund- und Menschen-
rechten als gemeinsamer Grundlage für das Ge-
meinschaftsrecht orientierten Rechtsprechung nach-
drücklich bestätigt. Die Erklärung wird dazu beitra-
gen, das Zusammenwirken von Gemeinschafts-
rechtsordnung und nationalen Verfassungen im 
Grundrechtsbereich zu erleichtern. 

Die Eröffnung des Europäischen Hochschulinstituts 
in Florenz im November 1976 leitete einen neuen 
Weg europäischer Zusammenarbeit ein. 

Wichtigstes Ergebnis der Tagung des Europäischen 
Rates am 25./26. März 1977 in Rom ist die erste ge-
meinschaftliche Grundposition, zu der die Neun für 
den Nord-Süd-Dialog im Rohstoffbereich gefunden 
haben. Danach können — falls zweckdienlich — für 
einzelne Produkte Rohstoffabkommen sowie ein ge-
meinsamer Fonds mit allerdings noch nicht festge-
legter Ausgestaltung in Aussicht genommen wer-
den. Einvernehmen erzielte der Europäische Rat 
über die Vertretung der Gemeinschaft auf dem 
Weltwirtschaftsgipfel in London. Außerdem verab-
schiedete er verschiedene Erklärungen. Zu den Pro-
blemen des Wirtschaftswachstums, der Inflation 
und der Arbeitsmarktlage betont er die Notwendig-
keit, Maßnahmen zur Lösung der spezifischen Be-
schäftigungsprobleme zu treffen, Anreize für höhe-
re Investitionen zu schaffen, die Konvergenz der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Mitglied-
staaten zu fördern. Die Lebens- und Wettbewerbsfä-
higkeit der Eisen- und Stahlindustrie in der Ge-
meinschaft soll durch geeignete Maßnahmen ge-
stärkt werden. Schließlich weist der Europäische 
Rat erneut auf die Bedeutung guter Beziehungen zu 
Japan und die bereits erzielten Fortschritte sowie 
auf weitere Anstrengungen im Hinblick auf eine 
Zunahme der Ausfuhren aus der Gemeinschaft nach 
Japan hin. 
Ein bedeutender integrationspolitischer Fortschritt 
ist mit der grundsätzlichen Einigung über die 6. 
Richtlinie zur Schaffung einer einheitlichen Mehr-
wertsteuer-Bemessungsgrundlage erzielt worden. 
Ab 1978 kann damit das System der eigenen Ein-
nahmen der Gemeinschaft voll wirksam werden. 
Die Einigung über die gemeinsame Mehrwertsteu-
er-Bemessungsgrundlage macht außerdem den Weg 
zur Angleichung der Mehrwertsteuersätze frei und 
legt damit einen Grundstein für die von der Bun-
desregierung angestrebte Abschaffung der Grenz-
kontrollen innerhalb der EG. 

Angesichts der jüngsten Entwicklungen im interna

-

tionalen Seerecht beschloß die Gemeinschaft, daß 
die Mitgliedstaaten durch abgestimmte Erklärungen 

zum 1. Januar 1977 ihre Fischereizone auf 200 sm 
ausdehnen. Zugleich nahm die Gemeinschaft Bera-
tungen über die Ausgestaltung des internen Fische-
reiregimes sowie Verhandlungen mit Drittländern 
über Fischereirechte auf. 

Die auf dem Pariser Gipfel 1972 beschlossene „glo-
bale Mittelmeerpolitik" der Gemeinschaft konnte 
im Berichtszeitraum weitgehend abgeschlossen 
werden. Durch die Vereinbarung neuer umfassen-
der Kooperationsabkommen mit Ägypten, Jordani-
en, Syrien und dem Libanon sind nunmehr auch die 
arabischen Staaten des östlichen Mittelmeerraums 
in die kohärente, dynamisch angelegte Politik der 
Gemeinschaft einbezogen. Das im Rahmen des Eu-
ropäisch-Arabischen Dialogs erarbeitete Konzept 
einer langfristigen Zusammenarbeit der beiden 
Nachbarregionen ist in der zweiten Sitzung der All-
gemeinen Kommission des Dialogs im Februar 1977 
in Tunis weiterentwickelt worden. 

Die wichtigsten Entwicklungen im Berichtszeitraum 
werden im folgenden zusammenfassend dargestellt. 
Die Einzelheiten werden in dem angefügten beson-
deren Teil ausgeführt, auf den bei den einzelnen 
Bereichen durch Ziffern verwiesen wird. 

2. Institutionelle Entwicklung 

Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum mit 
dem Ziel einer raschen Implementierung des Rats-
beschlusses über die Einführung der Direktwahl 
zum Europäischen Parlament vom 20. September 
1976 die innerstaatliche Gesetzgebung vorbereitet. 
Drei Gesetzentwürfe — Vertrags-, Europawahl- und 
Europaabgeordnetengesetz — wurden erarbeitet 
und sollen den gesetzgebenden Körperschaften 
möglichst bald zugeleitet werden (Ziffer 1). 

3. Innerer Ausbau 

In der Wirtschaftspolitik standen die Probleme der 
Konjunkturbelebung einerseits und die Sorgen um 
Stabilität, Vollbeschäftigung und Zahlungsbilanz-
ausgleich andererseits im Vordergrund. Die Be-
kämpfung des Preisauftriebs zeigte, von Ausnah-
men abgesehen, erste Erfolge. Dagegen blieb die Ar-
beitslosigkeit in der gesamten EG mit über 5 Mil-
lionen beunruhigend hoch, und die Leistungsbilanz-
defizite nahmen teilweise wieder zu. Zum Abbau 
der inneren und äußeren Ungleichgewichte traten 
in Frankreich (Barre-Plan), in Großbritannien und 
Italien (im Zusammenhang mit IWF-Verhandlun

-

gen) einschneidende Stabilisierungsprogramme in 
Kraft (Ziffer 11 bis 13). Die Gemeinschaft ließ es da-
bei nicht an praktischer Solidarität fehlen. Mit den 
Mitteln des Regional- und Sozialfonds sowie der 
EIB unterstützte sie vor allem Anpassungs- und 
Strukturmaßnahmen in Großbritannien, Italien und 
Irland. 
Die Mitgliedstaaten beteiligten sich auch an den 
namhaften Hilfen des IWF für Großbritannien und 
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Italien. Erfeulich ist, daß Italien die Devisensteuer 
inzwischen wieder aufgehoben hat (Ziffer 14 bis 
16) . 

Zu Jahresbeginn führte die Bundesregierung eine 
Reihe bilateraler Konsultationen mit EG-Partnern, 
die großenteils Wirtschafts- und Währungsfragen 
galten. Mit Frankreich vereinbarte sie eine beson-
ders enge Koordinierung im Rahmen der Gemein-
schaftsregeln, um damit ab 1978 den Weg zur Wirt-
schafts- und Währungsunion wiederaufzunehmen 
(Ziffer 13). 

In den Währungsrelationen der EG-Länder gab es 
1976 ausgeprägte Verschiebungen. Die Lira verlor 
30 % und das Pfund 24 % gegenüber der DM. Auch 
in der Währungsschlange fand am 17. Oktober eine 
Neubewertung statt, bei der die DM eine angemes-
sene Höherbewertung erfuhr. Der französische 
Franc verlor seit seinem Ausscheiden aus der 
Schlange am 15. März 1976 rd. 12 %, hat sich je-
doch während des Berichtszeitraums wieder zuneh-
mend stabilisiert. 

In der Agrarpolitik galten die Hauptanstrengungen 
der Eindämmung der Gefahren und Belastungen, 
die dem Gemeinsamen Agrarmarkt durch die wei-
terhin stark auseinanderlaufende Wirtschafts- und 
Währungsentwicklung in den einzelnen Mitglieds-
staaten sowie durch die strukturelle Überschußpro-
duktion, insbesondere auf dem Milchsektor, er-
wachsen sind. Beide Problemkreise werden im Rah-
men der gegenwärtig laufenden Beratungen über 
die Preisvorschläge der Kommission für das Wirt-
schaftsjahr 1977/78 weiter behandelt (Ziffer 43 bis 
56) . 

Auf dem Rindfleischsektor konnte der seit 1973 in 
unterschiedlichen Abstufungen bestehende Einfuhr-
stopp mit Wirkung vom 1. April 1977 aufgehoben 
und durch eine neue Handelsregelung im Rahmen 
des Abschöpfungssystems ersetzt werden. Die Bun-
desregierung, die sich stets für eine Aufhebung des 
Einfuhrstopps eingesetzt hat, begrüßt diese Eini-
gung. 

Auf dem Gebiet der Fischerei wurden sowohl ge-
meinschaftsintern als auch im Verhältnis zu Dritt-
ländern entscheidende Fortschritte erzielt. Mit der 
— nicht zuletzt durch besondere Bemühungen der 
Bundesregierung erreichten — Einigung über ge-
meinsame Übergangsmaßnahmen zur Bestandser-
haltung wurde eine wichtige Basis für ein gemein-
schaftliches Fischereiregime geschaffen und die Ge-
fahr eines autonomen einzelstaatlichen Vorgehens 
bis auf weiteres gebannt. Wesentliche und schwie-
rige Probleme bleiben indessen noch zu lösen. 

Am 15. Februar 1977 hat die EG mit den USA als 
erstem Drittland ein Fischereiabkommen unter-
zeichnet. Mit einer Reihe anderer Länder, darunter 
Norwegen, Island, Kanada, den Färöern, der So-
wjetunion, Polen sowie der DDR sind inzwischen 
Verhandlungen aufgenommen worden (Ziffer 56). 

Die Bundesregierung mißt der gemeinschaftlichen 
Energiepolitik als Ergänzung ihrer nationalen und 
der internationalen Bemühungen sowie aus integra-
tionspolitischen Gründen nach wie vor erhebliche 
Bedeutung bei (Ziffer 57 bis 59). Zu begrüßen ist 

daher, daß mit der Entscheidung über die Regelung 
des innergemeinschaftlichen Handels mit Erdöl 
und Erdölprodukten im Falle von Versorgungskri-
sen endlich wieder ein Fortschritt zu verzeichnen 
ist. Mit der Verabschiedung dieses EG-Krisenme-
chanismus ist die Gefahr, daß die Mitgliedsregie-
rungen noch einmal, wie in der Krise von 1973, na-
tional vorgehen, entschärft. Der Graben zwischen 
den Arbeiten der Gemeinschaft und denen der in-
ternationalen Energieagentur ist damit ebenfalls 
weiter verringert worden. 

Positiv zu bewerten ist auch weiterhin, daß die EG-
Partner in der Energiekommission der KIWZ durch 
eine Gemeinschaftsdelegation vertreten sind; sie 
zeigten Geschlossenheit und konnten sich regelmä-
ßig auf gemeinsame Positionen verständigen. 

Die gegenwärtig besonders schwierige Situation 
der Stahlindustrie hat gezeigt, daß die Krisenme-
chanismen des EGKS-Vertrages einer Ergänzung 
bedürfen; sie haben sich in ihrer Wirkungsweise 
als zu schwerfällig erwiesen und stoßen auch auf 
ordnungspolitische Bedenken. 

Die Kommission hat daher am 25. November 1976 
ein Programm zur Reform der Stahlpolitik der Ge-
meinschaft („Krisenmanagement") verabschiedet, 
das andere Wege geht. 

Das neue Kommissionsprogramm sieht eine Reihe 
von Sofortmaßnahmen in den Bereichen Produk-
tion, Preise und Beziehungen zu Drittländern vor. 
Regelmäßige Gespräche der Kommission mit der 
Stahlindustrie über beabsichtigte Investitionen sol-
len zudem der Gefahr der Entstehung von Überka-
pazitäten vorbeugen. Die im Dezember 1976 ge-
gründete Europäische Wirtschaftsvereinigung der 
Eisen- und Stahlindustrie („Eurofer") soll dabei die 
Rolle eines Koordinators der nationalen Stahlunter-
nehmen und Gesprächspartners der Kommission 
übernehmen. 

Die Bundesregierung glaubt, daß das Programm ge-
eignet ist, in sachlich wirksamer und ordnungspoli-
tisch noch vertretbarer Weise bereits der Entste-
hung von offenen Krisen entgegenzuwirken. 

Zentrales Problem der Sozialpolitik war die Ar-
beitslosigkeit, die im Berichtszeitraum weiter ge-
stiegen ist (z. Z. über 5 Millionen). Die Gemein-
schaft leistete ihren Beitrag zu seiner Bekämpfung 
vor allem durch den EG-Sozialfonds, der im Haus-
halt 1977 erneut aufgestockt wurde. Die Grundre-
geln des Sozialfonds sind bis zum 1. Mai 1977 zu 
überprüfen; die Vorarbeiten hierfür haben begon-
nen. Im übrigen erließ der Rat die nach dem Sozial-
politischen Aktionsprogramm vorgesehene Richtli-
nie zur Wahrung von Ansprüchen und Vergünsti-
gungen der Arbeitnehmer bei Gesellschaftsfusio-
nen, Betriebsübertragungen und Unternehmenszu-
sammenschlüssen (Ziffer 69 bis 73). 

Auf dem Bildungssektor wurde die Zusammenarbeit 
der Mitgliedstaaten der EG verstärkt. In Ausfüh-
rung früherer Beschlüsse einigten sich der Rat und 
die im Rat vereinigten Minister für Bildungswesen 
auf ihrer Sitzung Ende November 1976 darauf, etwa 
20 Modellvorhaben in den nächsten drei Jahren 
einzuleiten, durch die Schwierigkeiten Jugendlicher 
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beim Übergang von der Schule in das Berufsleben 
erforscht und gemeinsame Möglichkeiten zur Lö-
sung dieses Problems entwickelt werden sollen. 

Die Eröffnung des Europäischen Hochschulinstituts 
in Florenz, ebenfalls im November 1976, bedeutet 
einen ersten Schritt zur Gemeinsamkeit auch im 
Hochschulbereich. Damit wurde im Rahmen der 
Neun ein Instrument geschaffen, das durch sein 
Wirken in Hochschulunterricht und Forschung zur 
Entwicklung des kulturellen und wissenschaftli-
chen Erbes Europas beitragen soll. Auf dem Gebiet 
der Bildung und der Forschung konnten bisherige 
politische Zielsetzungen in konkrete Maßnahmen 
umgewandelt werden (Ziffer 77 bis 78). 

Im Rahmen der gemeinsamen Forschungspolitik bil-
ligte der Rat auf Vorschlag der Kommission die 
Grundlinien eines neuen Mehrjahresprogramms der 
Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) für die Jahre 
1977 bis 1980. Wesentliches Merkmal dieses Vor-
schlages ist die Konzentration der Arbeiten in der 
GFS von bislang über 20 auf nunmehr 10 Program-
me, insbesondere im Bereich der Energie- und Um-
weltforschung (Ziffer 63 bis 68). 

Herausragendes Ereignis im Bereich der gemein-
schaftlichen Umweltpolitik ist die Verabschiedung 
des 2. EG-Umweltaktionsprogramms (1977 bis 1981) 
durch den Rat am 9. Dezember 1976. Dieses Pro-
gramm sieht die kontinuierliche Fortführung der 
Grundsätze und Ziele des 1. Programms aus dem 
Jahre 1973 vor und enthält wichtige neue Schwer-
punkte in den Bereichen der Lärmbekämpfung, der 
Abfallwirtschaft, der Umweltchemikalien und der 
Agrarwirtschaft (Ziffer 79 bis 83). 

Besondere Bedeutung ist ferner dem am 3. Dezem-
ber 1976 vertraglich vereinbarten Beitritt der EG 
zur Internationalen Rheinschutzkommission und der 
am gleichen Tage durch die Europäische Gemein-
schaft und die Rheinanliegerstaaten vorgenommene 
Unterzeichnung des Übereinkommens zum Schutze 
des Rheins gegen chemische Verunreinigung beizu-
messen. 

4. Außenbeziehungen 

An der Schwelle zum dritten Jahrzehnt ihres Beste-
hens kann die Gemeinschaft auf beachtliche Erfolge 
bei der Gestaltung ihrer Außenbeziehungen zurück-
blicken. Nach der „klassischen" Assoziierungspoli-
tik der Europäischen Gemeinschaft im südlichen 
Europa und der Regelung des Verhältnisses zu 46 
afrikanischen, karibischen und pazifischen Staaten 
(AKP) ist im Rahmen der 1972 beschlossenen „glo-
balen Mittelmeerpolitik" ein weiterer wichtiger 
Kreis von Ländern in ihrer Nachbarschaft mit der 
Gemeinschaft in vertragliche Beziehungen getreten. 
Mit Ägypten, Jordanien und Syrien wurden am 
18. Januar 1977 umfassende Kooperationsabkommen 
unterzeichnet. Zwei Zusatzprotokolle über finan-
zielle, wirtschaftliche und technische Zusammenar-
beit zum Handelsabkommen zwischen der Europä-
ischen Gemeinschaft und Israel von 1975 wurden 
am 8. Februar 1977 in Brüssel unterzeichnet. Die 
Verhandlungen mit dem Libanon über ein Koopera

-

tionsabkommen wurden am 16. Februar 1977 abge-
schlossen (Ziffer 143). 

Die umfassende Mittelmeerpolitik der Europäischen 
Gemeinschaft, für die sich die Bundesregierung 
stets mit besonderem Nachdruck eingesetzt hat, ist 
damit ihrer Vollendung einen großen Schritt näher-
gekommen. Die Bundesregierung ist überzeugt, daß 
eine enge und fruchtbare Zusammenarbeit der Ge-
meinschaft mit allen Ländern des Mittelmeerraums 
dazu beiträgt, den Frieden und die Stabilität in die-
ser Region zu festigen. 

Von den Ländern, an die sich die Gemeinschaft sei-
nerzeit mit ihrer Globalpolitik im Mittelmeerraum 
wandte, sind heute nur Spanien und Zypern noch 
nicht in diese weitreichende Form der Zusammen-
arbeit einbezogen. Die vorbereitenden Kontakte mit 
Spanien, die demnächst zum Abschluß eines Zu-
satzprotokolls zum Handelsabkommen von 1970 
führen sollen, wurden indessen verstärkt fortge-
setzt, um die Beziehungen der EG zu diesem Land 
auf eine dem heutigen Stand der Entwicklung ange-
paßte Grundlage zu stellen. Auch die Verlängerung 
und Weiterentwicklung der Assoziation mit Zypern 
wird gegenwärtig geprüft. 

Auf der ersten Ministerkonferenz am 19. Oktober 
1976 einigten sich die Außenminister mit dem zu-
ständigen .griechischen Minister über die Prozedur 
für die Beitrittsverhandlungen mit Griechenland. 
Ihre Stellvertreter treffen sich seither monatlich im 
Rahmen der gegenwärtigen exploratorischen Ver-
handlungsrunde, um die beiderseitigen Positionen 
zu den einzelnen Sachbereichen bekanntzugeben 
und erste Stellungnahmen auszutauschen. Die Bun-
desregierung tritt für eine konsequente Fortführung 
der Verhandlungen mit dem Ziel eines erfolgrei-
chen Abschlusses ein (Ziffer 141). 

Mit der Türkei traf die Gemeinschaft Ende 1976 ein 
Paket von Vereinbarungen, das den weiteren Aus-
bau der Assoziation sichert. Der Erfolg, der zuwei-
len gefährdet schien, wurde nicht zuletzt durch die 
konstruktive Haltung der Bundesregierung ermög-
licht. Sowohl mit Griechenland als auch mit der 
Türkei hat die Gemeinschaft gegen Ende des Be-
richtszeitraums neue Finanzprotokolle unterzeich-
net, die der Verwirklichung der Zusammenarbeit 
im Rahmen der jeweiligen Assoziierungsabkommen 
in den nächsten Jahren dienen sollen (Ziffer 143). 

Bei einem Treffen der Präsidenten der AKP-Gruppe 
und des EG-Ministerrats im Oktober 1976 wurden 
befriedigende Lösungen für im Rahmen des Abkom-
mens von Lomé aufgetretene Handelsfragen erzielt. 
Die Programmierung der Finanzhilfe der Europä

-

ischen Gemeinschaft ist weitgehend abgeschlossen. 
Die Exporterlösstabilisierung hat im ersten Jahr ih-
rer Anwendung ihren Zweck, nämlich die den 
Wechselfällen der Konjunktur und der Ernten be-
sonders ausgesetzten Entwicklungsländer vor dra

-

stischen Einnahmeausfällen zu schützen, erfüllt. Der 
Beitritt der drei ehemaligen überseeischen Länder 
und Gebiete Surinam, Seychellen und Komoren zum 
Abkommen von Lomé ist durch die Hinterlegung 
der Beitrittsakte wirksam geworden. Die Abkom-
men mit São Tome und Principe, Kap Verde und 
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Papua Neuguinea, für deren Beitritt sich die Bun-
desregierung eingesetzt hat, sind am 28. März 1977 
unterzeichnet worden (Ziffer 145). 

Die Beziehungen der Gemeinschaft zu den USA wa-
ren weiterhin von enger Zusammenarbeit gekenn-
zeichnet. Gewisse Schwierigkeiten, die sich in eini-
gen Bereichen des Handelsverkehrs ergeben haben, 
waren Gegenstand laufender Konsultationen. Un-
mittelbar nach Amtsantritt von Präsident Carter hat 
die Gemeinschaft Kontakte mit der neuen Regie-
rung aufgenommen. Ziel der Bemühungen ist es, 
eine gemeinsame Haltung in den wichtigsten Fra-
gen der Konjunkturpolitik und des Handels zu ent-
wickeln (Ziffer 132). 

Mit der Aufnahme der Verhandlungen über ein 
Handels- und Kooperationsabkommen mit Iran im 
Dezember 1976 ist ein wichtiger Schritt zum weite-
ren Ausbau der beiderseitigen Beziehungen erfolgt. 
Die Bundesregierung setzt sich im Hinblick auf die 
Bedeutung Irans als Handelspartner und Rohstoff-
lieferant weiterhin für den baldigen Abschluß ei-
nes Abkommens ein. 

Auch im Verhältnis zu Jugoslawien hat die Ge-
meinschaft ein neues Signal gesetzt. In der „Ge-
meinsamen Erklärung von Belgrad (1.12. Dezember 
76) " wird der Wille zur Fortentwicklung der Bezie-
hungen bekräftigt. 

Die Gemeinschaft war aktiv um einen besseren In-
teressenausgleich und um einvernehmliche Lösun-
gen für die bestehenden Handelsschwierigkeiten 
mit Japan bemüht. Mit diesem Ziel laufen Konsul-
tationen der Kommission mit der japanischen Re-
gierung in zahlreichen Bereichen. Langfristig strebt 
die Gemeinschaft ein gleichgewichtigeres  Wachs

-

tum  des Handels EG-Japan an (Ziffer 134). 

Mit den Ländern Lateinamerikas wurde der seit 
1970 stattfindende Dialog. im Rahmen eines Bot-
schaftertreffens im Dezember in Brüssel fortgesetzt. 
Die Beziehungen zu den nichtassoziierten Staaten 
Asiens haben sich auf der Grundlage der bestehen-
den Handelsabkommen positiv entwickelt. Die Kon-
takte mit den ASEAN-Staaten wurden intensi-
viert. 

Die Gemeinschaft hat seit 1972 wiederholt ihre Be-
reitschaft erklärt, auch mit den Ländern Osteuropas 
enger zusammenzuarbeiten. Sie hat am 17. Novem-
ber 1976 das ihr vom Rat für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe (RGW) im Februar dieses Jahres über-
gebene Vertragsangebot beantwortet. In ihrer Ant-
wort bietet sie dem RGW die alsbaldige Aufnahme 
von Verhandlungen über die künftige Gestaltung 
der Beziehungen sowie einen Informationsaus-
tausch an. Zugleich bekräftigt sie erneut ihr an alle 
Staatshandelsländer gerichtetes Angebot vorn No-
vember 1974 zur Aufnahme von Verhandlungen 
über Handelsabkommen. Am 7. Februar 1977 hat 
der RGW einen Zwischenbescheid gegeben (Zif-
fer 136 bis 137). 

Am 10. November 1977 wurde ein Abkommen zwi-
schen der EG und Rumänien im Rahmen des Welt-
textilabkommens paraphiert. Dieses ist das erste 
Mal, daß die EG ein Abkommen mit einem RGW-
Land ausgehandelt hat. Inzwischen haben auch Po

-

len und Ungarn ihre Bereitschaft bekundet, mit der 
Gemeinschaft über Textilabkommen zu verhandeln 
(Ziffer 127). 

Die EG-Kommission hat ihre Gespräche mit der VR 
China in Hinblick auf den Abschluß eines Handels-
abkommens wieder aufgenommen. 

Die kürzliche Aufnahme von offiziellen Verhand-
lungen über Fischereiabkommen der Gemeinschaft 
mit der Sowjetunion, Polen und der DDR ist ein 
Schritt von weitreichender Bedeutung, der sich 
auch auf die Beziehungen der Gemeinschaft zum 
RGW und . den übrigen osteuropäischen Ländern po-
sitiv auswirken könnte (Ziffer 56). 

Die multilateralen Handelsverhandlungen in Genf 
treten im Jahre 1977 in die entscheidende Phase. 
Unter aktiver Mitwirkung der Gemeinschaft wur-
den die technischen Vorarbeiten weiter vorange-
trieben. Es ist zu hoffen, daß es nach Antritt der 
neuen US-Regierung möglich sein wird, bald die 
politischen Entscheidungen für einen erfolgreichen 
Abschluß der Tokio-Runde zu treffen. 

Die Bundesregierung ist mit Nachdruck weiterhin 
dafür eingetreten, daß die Industrieländer ihre 
Märkte soweit als möglich für Waren aus den Ent-
wicklungsländern öffnen. Sie sieht hierin einen we-
sentlichen Ansatz für eine Verbesserung und Ent-
wicklung der Weltwirtschaft zugunsten der Länder 
der Dritten Welt, ohne daß dadurch die bewährten 
Mechanismen liberalen Welthandels zerstört wer-
den. Dabei geht es in verstärktem Maße um die 
Öfnung unserer Märkte für Halb- und Fertigfabri-
kate; denn wir dürfen in den Entwicklungsländern 
nicht nur Rohstofflieferanten sehen. In diesem Sin-
ne hat die Bundesregierung mit unverminderter In-
tensität an den entsprechenden Beratungen und Be-
schlüssen der Europäischen Gemeinschaft mitge-
wirkt, in deren ausschließliche Zuständigkeit die 
Gewährung von Zollpräferenzen fällt. Besondere 
Aufmerksamkeit hat sie auch der Frage gewidmet, 
wie die Europäische Gemeinschaft die Länder der 
Dritten Welt, und unter ihnen vor allem die ärm-
sten und am wenigsten entwickelten, bei einer bes-
seren Ausnützung der bereits bestehenden Zollprä-
ferenzen unterstützen kann (Ziffer 123 bis 126, 
120) . 

Im Rahmen des GATT haben die ersten Kontakte 
über die Fortführung des Ende 1977 auslaufenden 
Welttextilabkommens stattgefunden. Die Bundesre-
gierung arbeitet konstruktiv an der Ausarbeitung 
einer aufgeschlosseneren Haltung der Gemeinschaft 
mit (Ziffer 127). 

Am 14. März 1977 verabschiedete der Rat eine Ent-
scheidung, mit der sich alle Mitgliedstaaten ver-
pflichten, einheitliche Regeln bei Exportkrediten 
einzuhalten. Ein bereits bestehendes internationales 
Gentleman's Agreement wurde dadurch in eine Ge-
meinschaftsregelung überführt (Ziffer 129). 

Auf dem Gebiet der Entwicklungspolitik faßte der 
Rat am 8. November 1976 einen Beschluß über die 
Durchführung der Entschließung über die Koordi-
nierung und Harmonisierung der Politik der Zusam-
menarbeit in Entwicklungsfragen innerhalb der Ge-
meinschaft. Gleichzeitig stimmte er der Verwen- 
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dung von 20 Millionen RE für die finanzielle Zu-
sammenarbeit mit nichtassoziierten Entwicklungs-
ländern als Ad-hoc-Maßnahme für 1976 zu. Die ei-
gentliche weltweite Finanzhilfe soll 1977 beginnen. 
Der Rat hat hierfür einen Betrag von 45 Millionen 
RE vorgesehen und am 22. März 1977 eine erste 
Orientierung für die Vergabe dieser Hilfe gegeben 
(Ziffer 146 bis 148). 

Die Europäische Gemeinschaft hat im Oktober und 
November an der 7. und 8. Tagungsrunde der vier 
Kommissionen der Konferenz über internationale 
wirtschaftliche Zusammenarbeit (KIWZ) für Ener-
gie, Rohstoffe, Entwicklung und finanzielle Fragen 
teilgenommen. Sie hat dort wie in den vorangegan-
genen Tagungsrunden eine ihrem politischen und 
wirtschaftlichen Gewicht angemessene Rolle spie-
len können, war aber zugleich und in zunehmen-
dem Maße mit dem Problem konfrontiert, daß die 
Auffassungen der Mitgliedsländer in zentralen Fra-
gen des Nord-Süd-Dialogs (vor allem Ressourcen

-

transfer und Rohstoffe) noch zu unterschiedlich wa-
ren, um die Entwicklung einer abschließenden Ge-
meinschaftsposition für die KIWZ zu ermögli-
chen. 

Nachdem die ursprünglich für Dezember 1976 vor-
gesehene KIWZ-Abschlußkonferenz auf Minister-
ebene einvernehmlich auf die erste Jahreshälfte 1977 
verschoben worden ist, konzentrieren sich die An-
strengungen der Gemeinschaft demgemäß darauf, 
eine tragfähige Gemeinschaftsposition in den Sach-
fragen des Pariser Dialogs zu erarbeiten. Auf dem 
Europäischen Rat am 25./26. März 1977 gelang es 
den Mitgliedstaaten, in der Rohstoffrage zu einer 
ersten einheitlichen Grundposition zu finden (Ziffer 
130 bis 131). 

5. Fortentwicklung der Gemeinschaft und Europä-
ische Politische Zusammenarbeit 

Der Europäische Rat hat auf seiner 6. Tagung am 
29./30. November 1976 in Den Haag die Stellung-
nahme der Außenminister zum Bericht des belgi-
schen Ministerpräsidenten Leo Tindemans über die 
Europäische Union in ihren Grundlinien gebilligt. 
Er forderte ferner die Außenminister und die 
EG-Kommission auf, ihm jährlich über Ergebnisse 
und mögliche Fortschritte auf dem Wege zur Euro-
päischen Union Bericht zu erstatten. 

Die Bundesregierung hält die Bestätigung des Ziels 
der Europäischen Union durch den Europäischen 
Rat für ein bemerkenswertes erstes Ergebnis des 
Anstoßes, den der belgische Ministerpräsident mit 
seinem Bericht gegeben hat. Die gemeinsame Euro-
papolitik bleibt damit weiterhin auf die Europä-
ische Union ausgerichtet. Leitsatz ist dabei für die 
Bundesregierung die Feststellung von Ministerprä-
sident Tindemans im I. Kapitel seines Berichts, daß 
die Europäische Union, die die Ziele der Gemein-
schaft weiterverfolgen und deren bisherige Ergeb-
nisse sichern wird, schrittweise entsteht. 

Am 25./26. März 1977 kam der Europäische Rat 
überein, daß die Gemeinschaft in den Fragen ihrer 
Zuständigkeit auf dem für Ende Mai 1977 in London 
vorgesehenen Weltwirtschaftsgipfel durch die Prä

-

sidenten des Rats und der Kommission vertreten 
sein soll. 

Die neun Mitgliedstaaten der EG bemühten sich im 
Berichtszeitraum im Rahmen der Europäischen Poli-
tischen Zusammenarbeit (EPZ) unter niederländi-
scher und britischer Präsidentschaft weiterhin um 
enge Abstimmung und gemeinsames Auftreten in 
den wichtigen außenpolitischen Fragen. In der 
Uberzeugung, daß die „Entwicklung einer immer 
weitere Bereiche umfassenden gemeinsamen Au-
ßenpolitik" (Regierungserklärung vom 16. Dezem-
ber 1976) zu den wesentlichen Zielen der europä-
ischen Einigungspolitik gehört, setzte sich die Bun-
desregierung für eine möglichst weitgespannte Nut-
zung der EPZ ein. 

Aktuelle Schwerpunkte der EPZ waren: 

— KSZE 
Die Vorbereitungsarbeiten für die Belgrader 
Konferenz in diesem Jahr wurden durch gemein-
same Analyse der Schlußdokumente von Helsin-
ki und ihrer Durchführung durch die Konferenz-
teilnehmer sowie die Vorbereitung gemeinsamer 
Positionen verstärkt fortgesetzt. 

— Vereinte Nationen 
Auf der 31. Generalversammlung im Herbst ver-
gangenen Jahres setzten die Neun auf der 
Grundlage der im wesentlichen positiven Erfah-
rungen bei der 30. Generalversammlung 1975 
ihre Bemühungen um fortlaufende Abstimmung 
und gemeinsames Auftreten bei Erklärungen 
und Abstimmungen fort. Die insgesamt zufrie-
denstellende Entwicklung verstärkter Zusam-
menarbeit wurde allerdings durch ein nicht im-
mer einheitliches Abstimmungsverhalten beein-
trächtigt. Die Bundesregierung erhofft sich je-
doch auch von diesen Erfahrungen neue Anstö-
ße für eine weitere Vertiefung und Ausdehnung 
der Zusammenarbeit der Neun in den VN. 

— Nahost und Euro-Arabischer Dialog (EAD) 
Die gemeinsame ausgewogene Politik für eine 
friedliche, gerechte und dauerhafte Lösung des 
Nahostkonflikts wurde auf der Grundlage der 
Nahosterklärung der Neun vom 6. November 
1973 und der Erklärungen zur Palästinenserfrage 
in den VN zur Nutzung der sich entwickelnden 
Möglichkeiten für Fortschritte in Richtung auf 
eine Friedenslösung intensiviert fortgeführt. 
Die Entwicklung des EAD zu einer langfristig 
angelegten engen wirtschaftlichen und technolo-
gischen Zusammenarbeit der beiden Regionen 
machte durch das Treffen der zweiten Allgemei-
nen Kommission vom 10. bis 12. Februar in Tu-
nis Fortschritte. 

— Zypern 
Fortsetzung der ausgewogenen Diplomatie und 
der Vermittlungsbemühungen durch kontinuier-
liches Einwirken auf die Konfliktparteien zur 
Wiederbelebung der Volksgruppengespräche. 

— Südliches Afrika 
Fortschreibung gemeinsamer Positionen auf der 
Grundlage der Grundsatzerklärung der Neun 
vom Februar 1976 über die Achtung der Unab- 
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hängigkeit und des Selbstbestimmungsrechts, 
die Bereitschaft zur Zusammenarbeit und eine 
Verurteilung der Apartheidspolitik u. a. durch 
eine gemeinsame Erklärung in der 31. VN-Gene-
ralversammlung und unterstützende Diplomatie 
der Neun für britische und amerikanische Bemü-
hungen in der Rhodesien- und Namibia-Frage. 

Europäische Konferenz für Innere Sicherheit 

Die zuständigen Minister der EG-Mitgliedstaaten 
haben auf ihrer Konferenz am 29. Juni 1976 eine en-
gere Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Inneren 
Sicherheit beschlossen. 

Für die Erledigung der Aufträge, die die Minister in 
ihrer Resolution den „Hohen Beamten" (Generaldi-
rektoren bzw. Abteilungsleitern) erteilt haben, wur-
den im Berichtszeitraum die folgenden fünf Arbeits-
gruppen eingesetzt: 

— Arbeitsgruppe I (Terrorismusbekämpfung) 

— Arbeitsgruppe II (Austausch von Beamten, Tech-
nikern und Erfahrungen zur Verbesserung der 
polizeilichen Zusammenarbeit) 

— Arbeitsgruppe III (Zusammenarbeit zum Schutz 
des zivilen Luftverkehrs) 

— Arbeitsgruppe IV (Schutz von zivilen Kernkraft-
werken — Sicherheit der zivilen Nukleartrans-
porte) 

— Arbeitsgruppe V (Zusammenarbeit bei der Be-
kämpfung von Naturkatastrophen oder Unfällen, 
insbesondere Brandkatastrophen). 

Die Arbeitsgruppen sind bisher bereits mehrmals 
zusammengetreten. Im März bzw. April 1977 sollen 
die Arbeitsergebnisse den „Hohen Beamten" vorge-
legt werden und zur Vorbereitung der für den 
31. Mai 1977 in London vorgesehenen zweiten Mini-
sterkonferenz dienen. 



Drucksache 8/274 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

IL Besonderer Teil 

Inhaltsverzeichnis 
Ziffer 

A. Ausbau der Europäischen Gemeinschaft  	1 bis 119 

I. Institutionelle Fragen  	1 bis 10 

Europäisches Parlament  	1 und 2 

Rat 	3 
Kommission  	4 
Europäischer Gerichtshof  	5 bis 7 

Europäisches Fundstellenverzeichnis  	8 
Menschenrechtserklärung  	9 

Dienstrecht  	10 

II. Wirtschafts- und Währungspolitik  	11 bis 20 

Konjunkturpolitik  	11 bis 13 
Währungspolitik  	14 bis 16 
Finanz- und Haushaltsfragen  	17 bis 19 
Haushalt der EG  	20 

III. Wettbewerbspolitik  	21 bis 27 

Absprachen und Marktmacht 	  21 
Staatliche Beihilfen  	22 bis 27 

IV. Steuerpolitik  	28 bis 33 

Indirekte Steuern  	29 und 30 
Umsatzsteuer 	29 
Verbrauchsteuern 	30 und 31 
Steuerbefreiungen im innergemeinschaftlichen Reiseverkehr 	32 
Direkte Steuern  	33 

V. Strukturpolitik  	34 bis 42 

Regionalpolitik  	34 bis 36 
Industriepolitik  	37 bis 40 
Europäische Investitionsbank  	41 und 42 

VI. Agrarpolitik  	43 bis 56 

Marktpolitik  	43 und 44 
Marktstrukturpolitik  	45 
Strukturpolitik  	46 
Währungspolitische Maßnahmen auf dem Agrarsektor  	47 bis 49 
Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft  	50 und 51 
Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft  	52 bis 55 
Fischereipolitik  	56 

VII. Energiepolitik  	57 bis 59 

VIII. Verkehrspolitik  	60 bis 62 

IX. Forschung und Technologie  	63 bis 68 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/274  

Ziffer 

X. Sozialpolitik  	69 bis 73 

Maßnahmen im Bereich des EGKS 	  72 
Arbeiterwohnungsbau  	73 

XI. Verbraucherpolitik  	74 bis 76 

XII. Bildungspolitik  	77 und 78 

XIII. Umweltpolitik  	79 bis 83 

XIV. Der gemeinsame Markt  	84 bis 99 

Niederlassungsrecht und Dienstleistungsverkehr  	84 bis 86 
Gemeinschaftliche Sommerzeit  	87 
Der gemeinsame Kohlemarkt  	88 bis 96 
Der gemeinsame Stahlmarkt  	97 bis 99 

XV.Rechtsangleichung 	  100 bis 119 

Gewerblicher Bereich 	  100 
Lebensmittelrecht 	  101 bis 103 
Pflanzenschutzrecht 	  104 
Futtermittelrecht 	  105 
Veterinärrecht 	  106 bis 108 
Düngemittelrecht 	  109 
Unlauterer Wettbewerb 	  110 
Handelsvertreterrecht 	  111 

Öffentliches Auftragswesen 	112 
Börsenrecht 	  113 
Bankenaufsichtsrecht 	  114 
Gesellschaftsrecht 	  115 
Zollrecht  	116 bis 119 

B. Außenbeziehungen 	  120 bis 151 

XVI. Außenwirtschaftspolitik 	  120 bis 137 

Zollpolitik 	  120 bis 122 
Handelspolitik 	  123 bis 129 
Konferenz über internationale wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit 	  130 und 131 
Beziehungen zu westlichen Drittstaaten 	  132 bis 135 
Beziehungen zu Staatshandelsländern 	  136 und 137 

XVII. Beziehungen zu EFTA-Staaten 	  138 bis 140 

XVIII. Beziehungen zu Mittelmeerländern 	  141 bis 144 

XIX. Abkommen von Lomé 	  145 

XX. Gemeinschaftliche Politik der Zusammenarbeit mit den Ent-
wicklungsländern 	  146 bis 148 

XXI. Internationale Übereinkommen 	  149 bis 151 

Internationales Kakaoübereinkommen 	  149 
Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkommen 	 150 
Strafrecht 	  151 



Drucksache 8/274 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode  

A. Ausbau der Europäischen Gemeinschaft 

L Institutionelle Fragen 

Europäisches Parlament (EP) 

1. Nachdem der Rat der Europäischen Gemein-
schaften am 20. September 1976 den Akt zur Einfüh-
rung der Direktwahlen zum Europäischen Parla-
ment beschlossen hat, werden in den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaften nun die zur 
Durchführung der Wahl erforderlichen innerstaatli-
chen Rechtsakte vorbereitet. Die Bundesregierung 
wird die Entwürfe des Vertragsgesetzes, des Euro-
pawahlgesetzes und des Gesetzes über die Rechts-
verhältnisse der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments den gesetzgebenden Körperschaften in 
Kürze zuleiten, so daß diese rechtzeitig verabschie-
det werden können. Sie hofft, daß auch in den an-
deren EG-Mitgliedstaaten die nationalen Vorberei-
tungen so frühzeitig beendet werden, daß der für 
Mai/Juni 1978 in Aussicht genommene Termin für 
die erste europäische Wahl eingehalten werden 
kann. 

2. Das EP wählte auf _seiner Plenartagung vom 7. 
bis 11. März 1977 den früheren italienischen Mini-
sterpräsidenten Colombo (Christdemokrat) zu sei-
nem neuen Präsidenten und Nachfolger des franzö-
sischen Sozialisten Spenale. 

Rat 

3. Am 1. Januar 1977 ging der Vorsitz turnusge-
mäß von den Niederlanden auf das Vereinigte Kö-
nigreich über. 

Kommission 

4. Die Konferenz der Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten ernannte am 13. Dezember 1976 
die Mitglieder der neuen Kommission, die im Janu-
ar 1977 ihr Amt antraten. 

Zum Präsidenten der Kommission ernannte die 
Konferenz am 20. Dezember 1976 den Briten Roy 
Jenkins. Zu Vizepräsidenten wurden Finn Olav 
Gundelach (Dänemark), Wilhelm Haferkamp (Bun-
desrepublik Deutschl and), Lorenzo Natali (Italien), 
Francois Xavier Ortoli (Frankreich) und Hendrik 
Vredeling (Niederlande) ernannt. 

Im Rahmen einer Neuverteilung der Aufgabenge-
biete der Kommissionsmitglieder erhält Vizepräsi-
dent Haferkamp die Zuständigkeit für die Außen-
beziehungen (mit Ausnahme der Beitrittsverhand-
lungen und der ersten Runde der Fischereiverhand-
lungen). Kommissar Brunner behält die Bereiche 
Forschung, Wissenschaft und Bildung und erhielt 

zusätzlich die Generaldirektion Energie, den Nu-
klear- und Energiesektor aus der Generaldirektion III 
(Gewerbliche Wirtschaft und Technologie) sowie 
die Euratom-Versorgungsagentur. 

Europäischer Gerichtshof 

5. Im Berichtszeitraum hatte sich der Europä-
ische Gerichtshof (EuGH) mit einer weiter anstei-
genden Zahl von Vorabentscheidungsersuchen der 
Gerichte der Mitgliedstaaten — darunter zahlrei-
chen Vorlagen deutscher Gerichte — zu befassen. 
Auf eine Vorlage des Bundesverwaltungsgerichts 
hatte er die Frage zu klären, ob der einzelne 
Marktbürger einen gemeinschaftsrechtlichen An-
spruch auf Aufhebung oder Rücknahme von gemein-
schaftsrechtswidrigen Verwaltungsakten hat, die 
wegen Fristversäumung nach nationalem Verfah-
rensrecht unanfechtbar geworden sind. Er hat einen 
solchen Anspruch verneint und dies damit begrün-
det, daß die Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts 
Sache der Mitgliedstaaten sei und in Ermangelung 
gemeinschaftsrechtlicher 	Verfahrensvorschriften 
nach Maßgabe des nationalen Verfahrensrechts er-
folge. Regelungen der Mitgliedstaaten, durch die 
die Anfechtung von Verwaltungsakten wegen Ver-
stoßes gegen Gemeinschaftsrecht — in diesem Falle 
gegen das Verbot zollgleicher Abgaben — an be-
stimmte Fristen gebunden ist, seien daher mit dem 
EWG-Vertrag vereinbar. Allerdings darf das hierfür 
vorgesehene Verfahren nicht ungünstiger ausge-
staltet sein als bei gleichartigen Klagen aufgrund 
innerstaatlichen Rechts (Rechtssache 33/76; im glei-
chen Sinne: Rechtssache 45/76). 

Auf ein Vorabentscheidungsersuchen eines franzö-
sischen Gerichts hat der EuGH klargestellt, daß die 
Mitgliedstaaten nicht gegen das Verbot von Maß-
nahmen gleicher Wirkung wie mengenmäßige Be-
schränkungen (Artikel 30 ff. EWG-Vertrag) versto-
ßen, wenn sie für im freien Verkehr befindliche 
Drittlandswaren die Angabe des Ursprungslandes in 
der Zollerklärung vorschreiben. Dies gilt allerdings 
nur, wenn diese Waren im Einklang mit dem Ge-
meinschaftsrecht handelspolitischen Schutzmaßnah-
men unterliegen. Demgegenüber verstoßen nach 
dieser Entscheidung nationale Regelungen, die für 
im freien Verkehr befindliche Drittlandswaren eine 
Einfuhrgenehmigung (Einfuhrlizenzen) vorschrei-
ben, gegen die Artikel 30 ff. EWG-Vertrag, falls sie 
nicht durch einen Rechtsakt gemäß Artikel 115 
EWG-Vertrag legitimiert sind (Rechtssache 41/76). 
Nach einem weiteren Urteil des EuGH fallen auch 
Regelungen, die eine Genehmigungspflicht für die 
Ausfuhr von Waren (Exportlizenzen) oder Konfor-
mitätsbescheinigungen vorschreiben, unter das 
Verbot von Maßnahmen gleicher Wirkung (Arti-
kel 34 EWG-Vertrag), selbst wenn sie der Quali- 
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tätskontrolle des Exportgutes dienen und nicht mit 
finanziellen Belastungen verbunden sind (Rechtssa-
che 53/76). 

In weiteren Urteilen zu Artikel 30 ff. EWG-Vertrag 
sowie zum Begriff der Abgabe zollgleicher Wir-
kung (Artikel 9) hatte sich der Gerichtshof mit der 
Zulässigkeit von Gesundheitskontrollen bei Lebend-
vieh und Fleisch zu befassen. Er hat entschieden, 
daß solche Kontrollen nur dann vertragskonform 
sind, wenn sie entweder im Gemeinschaftsrecht 
vorgesehen oder aufgrund von Artikel 36 EWG-
Vertrag gerechtfertigt sind (Rechtssachen 35/76 und 
46/76). Soweit für derartige Kontrollen Gebühren 
erhoben werden, dürfen diese die tatsächlichen Ko-
sten der Kontrolle nicht überschreiten. Andernfalls 
— insbesondere bei nicht vom Gemeinschaftsrecht 
gedeckten Kontrollen — fällt die Erhebung von Ge-
bühren unter das Verbot zollgleicher Abgaben. 

6. In einem Urteil zu den steuerrechtlichen Vor-
schriften des EWG-Vertrages hat der Gerichtshof 
den Anwendungsbereich von Artikel 95 EWG-Ver-
trag weit ausgedehnt (Rechtssache 20/76). Nach 
dieser Entscheidung fallen unter diese Bestimmung 
sogar Belastungen, die die Tätigkeit eines Unter-
nehmens und nicht die Ware als solche betreffen, 
und zwar auch dann, wenn die Belastung nur zufäl-
liger oder geringfügiger Art ist. In der Besteuerung 
des grenzüberschreitenden Nahverkehrs bei grund-
sätzlicher Befreiung des internen Nahverkehrs 
durch das Straßengüterverkehrsteuergesetz vom 
28. Dezember 1968 hat der EuGH eine Diskriminie-
rung von Waren aus anderen Mitgliedstaaten im 
Sinne von Artikel 95 gesehen. In einem weiteren 
steuerrechtlichen Urteil hatte der Gerichtshof den 
Begriff des „Investitionsgutes" im Sinne von Arti-
kel 17 der 2. Umsatzsteuerrichtlinie auszulegen. Er 
hat entschieden, daß hierunter Güter mit besonde-
rer Dauerhaftigkeit und besonderem Wert fallen, 
deren Anschaffungskosten normalerweise nicht zu 
den laufenden Kosten gerechnet, sondern über 
mehr als ein Jahr verteilt werden. Bei der Bestim-
mung dieser Kriterien und der Abschreibungs-
grundsätze hat der EuGH den Mitgliedstaaten einen 
Beurteilungsspielraum zuerkannt, der den Einsatz 
der Steuer als wirtschaftspolitisches Instrument in 
gewissem Umfang zuläßt. 

7. Die ersten sieben Urteile des Gerichtshofs nach 
dem Auslegungsprotokoll zum EWG-Gerichts-
stands- und Vollstreckungsübereinkommen vom 
27. September 1968 sind ergangen. Damit gibt es 
erstmalig auf dem Gebiet des internationalen Zivil-
verfahrensrechts eine einheitliche europäische 
Rechtsprechung. Die Entscheidungen haben wichti-
ge Grundfragen des Übereinkommens geklärt: 

Der für den Anwendungsbereich des Übereinkom-
mens entscheidende Begriff der Zivil- und Handels-
sachen ist nicht nach nationalem Recht, sondern 
nach den Zielsetzungen und der Systematik des 
Übereinkommens auszulegen. Ein Urteil in einem 
Rechtsstreit zwischen einer Behörde und einer Pri-
vatperson im Zusammenhang mit der Ausübung ho-
heitlicher Befugnisse ist vom Anwendungsbereich 
des Übereinkommens ausgeschlossen. 

Beim internationalen Gerichtsstand der unerlaubten 
Handlung kann der Kläger zwischen dem Gericht, 
in dessen Bezirk der Schaden eingetreten ist, und 
demjenigen wählen, wo sich das für die Entstehung 
des Schadens ursächliche Ereignis zugetragen 
hat. 

Auf Allgemeine Geschäftsbedingungen mit einer 
Gerichtsstandsklausel muß ausdrücklich Bezug ge-
nommen werden, damit das Schriftformerfordernis 
für internationale Gerichtsstandsvereinbarungen er-
füllt ist. Haben die Parteien mündlich unter Hin-
weis auf Allgemeine Geschäftsbedingungen einen 
Kaufvertrag abgeschlossen, so kommt eine wirksa-
me Gerichtsstandsvereinbarung nur zustande, wenn 
der Verkäufer unter Beifügung der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen (mit der Gerichtsstandsklau-
sel) den Vertragsschluß schriftlich bestätigt und 
der Käufer diese Bestätigung schriftlich angenom-
men hat. 

Europäisches Fundstellenverzeichnis 

8. Die Rechtsakte der EG sind aufgrund ihrer Zahl 
und Kompliziertheit immer weniger überschaubar 
geworden. Dies hat von deutscher Seite die Forde-
rung nach einem europäischen Fundstellenverzeich-
nis über das Recht der Europäischen Gemeinschaf-
ten hervorgerufen. Im November 1976 wurde zwi-
schen Rat und Kommission Einvernehmen über die 
Erstellung eines derartigen Verzeichnisses erzielt. 
Gegenwärtig prüft die Kommission — auf eine 
deutsche Anregung hin — noch, wie hierbei eine 
bei der Kommission bereits bestehende Datenbank 
genutzt werden kann, in der nahezu alle Rechtsakte 
der Gemeinschaft gespeichert sind. 

Menschenrechtserklärung 

9. Auf eine deutsche Initiative hin billigte der Rat 
im November 1976 den Text für eine gemeinsame 
Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates 
und der Kommission über die Beachtung der Men-
schenrechte. Dieser Erklärung haben auch EP und 
Kommission zugestimmt. In der Erklärung bringen 
die drei Organe zum Ausdruck, daß sie bei der 
Ausübung ihrer Befugnisse und bei der Verfolgung 
der Ziele der Europäischen Gemeinschaften die 
Grundrechte beachten, wie sie sich insbesondere 
aus den Verfassungen der Mitgliedstaaten und der 
Europäischen Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten ergeben. Die Er-
klärung wird voraussichtlich im Frühjahr 1977 fei-
erlich verkündet und im Amtsblatt der Gemein-
schaft veröffentlicht werden. Sie wird über die 
Grundrechtsbindung der Gemeinschaftsorgane hin-
aus dazu beitragen, das Zusammenwirken von Ge-
meinschaftsrechtsordnung und nationalen Verfas-
sungen im Grundrechtsbereich zu erleichtern und 
die Stellung des Gerichtshofes der EG zu stärken. 

Dienstrecht 

10. Am 21. Oktober 1976 hat der Rat neue Personal-
vorschriften für die im Forschungsbereich tätigen 
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Bediensteten der Gemeinschaft verabschiedet. Die 
sog. Atomanlagenbediensteten und die örtlichen Be-
diensteten wurden bisher entsprechend den örtli-
chen Gepflogenheiten am Sitz der jeweiligen For-
schungsstelle besoldet. Nach jahrelangen Vorarbei-
ten wurde schließlich eine Lösung gefunden, wo-
nach auch dieses Personal in die Beschäftigungsbe-
dingungen für die sonstigen Bediensteten der Ge-
meinschaft einbezogen wird und eine Gemein-
schaftsbesoldung erhält. 

II. Wirtschafts- und Währungspolitik 

Konjunkturpolitik 

11. Nachdem sich der Konjunkturanstieg in der 
Gemeinschaft im Frühjahr und Sommer 1976 deut-
lich abflachte, sind zu Beginn des Berichtszeitraums 
die Unsicherheiten und Risiken für eine Festigung 
des Konjunkturaufschwungs wieder etwas stärker in 
den Vordergrund getreten. Die gegenwärtige Wi rt

-schaftsentwicklung ist nach den neueren Daten in 
den einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich. 
Während die expansiven Kräfte in einigen Ländern 
noch schwach sind, scheint der Wachstumsprozeß 
in anderen — so in der Bundesrepublik Deutsch-
land — wieder eine etwas raschere Gangart anzu-
nehmen. Nach wie vor ist die Wirtschaftslage der 
Gemeinschaft durch hohe Arbeitslosigkeit und tief-
greifende Ungleichgewichte gekennzeichnet, die 
sich vor allem in unterschiedlichen Preis-, Kosten- 
und Zahlungsbilanzentwicklungen niederschlagen. 

12. Auf diese Problemlage sind die Leitlinien für 
die Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten im Jahr 
1977 abgestellt, die im sechsten Jahresbericht über 
die Wirtschaftslage der Gemeinschaft gemäß Arti-
kel 3 der Konvergenzentscheidung festgelegt und 
vom Ministerrat am 22. November 1976 verabschie-
det wurden. 

Zum ersten Mal folgen die für 1977 gesetzten Ziele 
einer gemeinsamen mittelfristigen Orientierung und 
entsprechen damit der Schlußresolution der zweiten 
Dreierkonferenz zwischen Regierungen, Sozialpart-
nern und der Kommission vom 24. Juni 1976. 

Vorrang haben die Rückgewinnung der Preisstabili-
tät (Schlüsselrolle der Geldpolitik) und die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze durch eine Belebung der 
Investitionstätigkeit. Die vorhandenen Zielkonflikte 
sollen entschärft werden durch 
— eine in der Gemeinschaft und auf internationa-

ler Ebene abgestimmte Globalsteuerung, wobei 
den Überschuß- und Defizitländern unterschied-
liche Rollen zugewiesen werden, 

— eine stärkere Rücksichtnahme der Sozialpartner 
auf die gesamtwirtschaftlichen Möglichkeiten 
sowie 

— eine aktive Beschäftigungspolitik und die Förde

-

rung von strukturellen Anpassungsvorgängen. 

Am 14. März 1977 hat der Ministerrat im Rahmen 
der Überprüfung der Wirtschaftslage die Leitlinien 
für 1977 fortgeschrieben. 

Der wirtschaftspolitische Kurs der Bundesregierung 
orientiert sich an den vorgegebenen Leitlinien. Ins-
besondere leistet die Bundesrepublik als relativ 
preisstabiles Land ohne Zahlungsbilanzprobleme 
bei starkem Importwachstum zusammen mit den 
USA und Japan einen wesentlichen Beitrag zur Be-
lebung der Gemeinschafts- und Weltkonjunktur. 

13. Die Bundesregierung unterstützt aktiv die Be-
mühungen um eine Steigerung der Effizienz der Ge-
meinschaftspolitik durch eine engere Koordinie-
rung. Zusammen mit der französischen Regierung 
wird sie entsprechend den Beschlüssen der deutsch-
französischen Konsultationen vom 3./4. Februar 1977 
Initiativen ergreifen, die eine Wiederaufnahme des 
Wegs zur Wirtschafts- und Währungsunion — eine 
notwendige Durchgangsstation zur Europäischen 
Union - vorbereiten sollen. Die Erfahrungen im 
Berichtszeitraum unterstreichen erneut, daß eine 
wirksame Abstimmung der Konjunkturpolitik 
zwangsläufig auch auf Fragen der Struktur-, Ord-
nungs- und Gesellschaftspolitik stößt, zu denen die 
einzelnen Mitgliedstaaten teilweise noch sehr un-
terschiedliche Standpunkte beziehen. 

Europäische Währungspolitik 

14. Nach einer Periode zunehmender Spannungen 
im Europäischen Währungsbereich wurden am 
18. Oktober 1976 die Leitkurse der beteiligten Mit-
gliedswährungen an die veränderten wirtschaftli-
chen Grunddaten angepaßt. Der Leitkurs der D-
Mark wurde um 2 % angehoben, die dänische Kro-
ne um 4 % und die norwegische und schwedische 
Krone um 1 0/o abgewertet; die Kurse des belgi-
schen und luxemburgischen Franc sowie des nie-
derländischen Gulden blieben unverändert. Nach 
der Kursanpassung klang die Unruhe auf den Devi-
senmärkten ab und die Position  der  schwachen Mit-
gliedswährungen festigte sich. 

15. Im Februar 1977 konnte eine internationale 
Hilfsaktion zugunsten Großbritanniens zum Ab-
schluß gebracht werden, die einen Kredit des Inter-
nationalen Währungsfonds in Höhe von rd. 
3,9 Mrd. $ sowie ein „Sicherheitsnetz" in Höhe von 
3 Mrd. $ zur Ablösung der Sterling-Guthaben des 
Auslandes umfaßt. An ihrer Finanzierung waren die 
EG-Partner Großbritanniens maßgeblich beteiligt. 
Allein die Bundesrepublik trägt insgesamt 
1,5 Mrd. $ bei. Die Stützungskredite, die an wirt-
schaftspolitische Auflagen gebunden sind, werden 
es Großbritannien erleichtern, den Pfund-Kurs zu 
festigen, seine wirtschaftliche Lage zu konsolidie-
ren und damit auch zur Stabilität in der Gemein-
schaft beizutragen. Für Italien wurde die Kreditli-
nie im Rahmen des kurzfristigen Währungsbeistan-
des in Höhe von 400 Millionen RE, die bisher noch 
nicht in Anspruch genommen wurde, im März 1977 
um nochmals drei Monate bis Juni 1977 verlängert. 
Darüber hinaus hat der Rat die Kommission am 
22. November 1976 zu Verhandlungen über die Auf-
nahme einer neuen Gemeinschaftsanleihe von 500 
Millionen $ ermächtigt, deren Erlös Italien zuflie-
ßen soll. 
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16. Die Diskussion der Vorschläge des niederlän-
dischen Finanzministers Duisenberg zur engeren 
Koordinierung der Währungspolitik wurde in den 
Gemeinschaftsgremien fortgesetzt. Der Währungs-
ausschuß legte dem Rat am 4. November 1976 einen 
Bericht über Vorschläge für ein gemeinschaftliches 
Wechselkurssystem, für die Festlegung quantitati-
ver geldpolitischer Ziele und für eine Kontrolle der 
Euromärkte vor. Der Rat kam überein, daß die von 
den Mitgliedsstaaten intern festgelegten national 
unterschiedlichen geldpolitischen Zielsetzungen pe-
riodisch im Währungsausschuß diskutiert werden 
sollen. Dabei sollen die tatsächliche Entwicklung 
mit den Zielvorstellungen verglichen, Abweichun-
gen untersucht und begründet und mögliche Abhil-
femaßnahmen erörtert werden. Darüber hinaus sol-
len die theoretisch-technischen Untersuchungen 
über die Möglichkeiten einer allmählichen Annähe-
rung der monetären Zwischenziele fortgesetzt wer-
den. Zu der innergemeinschaftlichen Wechselkurs-
politik vertrat der Rat die Auffassung, daß ein grö-
ßeres Maß an Stabilität erwünscht ist und daß die 
niederländischen Vorschläge einen nützlichen Bei-
trag hierzu leisten könnten. Zur Problematik einer 
besseren Kontrolle der Euromärkte nahm der Rat 
zur Kenntnis, daß gegenwärtig auf diesem Gebiet 
Integrationsfortschritte, von verstärkten Bemühun-
gen um eine verbesserte Transparenz abgesehen, 
nicht möglich sind. 

Am 14. März 1977 hat der Rat mit Befriedigung da-
von Kenntnis genommen, daß in Zukunft im Wäh-
rungsausschuß und im Ausschuß der EG-Noten-
bankgouverneure die Wechselkursentwicklung der 
Mitgliedstaaten periodisch erörtert werden soll. 
Auch das am gleichen Tage verabschiedete Vierte 
Programm für die mittelfristige Wirtschaftspolitik 
bekräftigt erneut, daß die währungspolitische Zu-
sammenarbeit zwischen dem Europäischen Wäh-
rungsverbund und den übrigen Mitgliedstaaten in-
tensiviert werden soll, damit nach und nach alle 
Gemeinschaftswährungen in die „Schlange" einge-
ordnet werden können. 

Finanz- und Haushaltsfragen der Gemeinschaften 

17. Der von der EG-Kommission im Mai 1976 vor-
gelegte Vorschlag zur Änderung der Haushaltsord-
nung für den Gemeinschaftshaushalt wurde im Rah-
men des Rates weiterberaten. Da eine abschließen-
de Entscheidung noch nicht möglich war, hat der 
Rat auf Vorschlag der Kommission nach Stellung-
nahme des EP für den EG-Haushalt 1977 eine Zwi-
schenlösung beschlossen; durch die Haushaltsord-
nung vom 21. Dezember 1976 wurde die Unterschei-
dung zwischen Verpflichtungs- und Zahlungser-
mächtigungen auf weitere Bereiche als bisher in der 
Haushaltsordnung vorgesehen, ausgedehnt. 

18. Im Oktober 1976 hat die Kommission einen 
Verordnungsvorschlag vorgelegt, nach dem u. a. 
die geltende Rechnungseinheit für den EG-Haushalt 
(RE), die noch auf den dem Internationalen Wäh-
rungsfonds gemeldeten Goldparitäten beruht, ab 
1978 durch die sog. Währungskorb-RE, die „Euro

-

päische Rechnungseinheit" (RE), ersetzt werden soll. 
Die Beratungen hierüber laufen zur Zeit noch. 

19. Der Vertrag vom 22. Juli 1975 über die Erwei-
terung der Haushaltsbefugnisse des Europäischen 
Parlaments und die Errichtung eines Europäischen 
Rechnungshofes ist von der Bundesrepublik 
Deutschland und mehreren anderen Mitgliedstaaten 
ratifiziert worden. Mit seinem Inkrafttreten ist — 
nach Abschluß der noch ausstehenden Ratifizie-
rungsverfahren — im Laufe des zweiten Quartals 
1977 zu rechnen. 

Haushalt der Europäischen Gemeinschaften 

20. Der Haushalt der EG für 1977 ist am 16. De-
zember 1976 mit der endgültigen Feststellung durch 
den Präsidenten des Europäischen Parlaments (EP) 
in Kraft gesetzt worden. Er hat ein Gesamtvolumen 
von 8 800 Millionen RE = 32 208 Millionen DM. 

Die Ausgabenermächtigungen gliedern sich wie 
folgt auf : 

Ausgabengruppen Millionen 
RE v. H. 

Agrarsektor 	 6 589 74,78 

Sozialsektor 	 189 2,14 

Regionalfonds 	 400 4,54 

Forschung/Energie/Transport 237 2,69 

Entwicklungshilfe IS) 	 270 3,06 

Verwaltung/Personal/spez. 
Ausgaben 	 387 4,39 

Reservemittel 	 4 — 

Erstattung von Erhebungs-
kosten 	  584 6,6 

Gesamt Einzelplan 
Kommission 	 8 652 

Andere Organe 	 148 1,68 

Gesamthaushalt 	 8 800 100 

Als finanzieller Beitrag der Bundesrepublik sind 
veranschlagt: 

Einnahmeart  
Millionen 

RE  
Millionen
DM *) 

Zölle 	  1 024 3 748 

Agrarabschöpfungen 	 250 915 

Finanzbeitrag 
(BSP-Schlüssel) 1 035 3 788 

Deutscher Anteil 
(Rd. 	26,54 %) 	 2 309 8 451 

*) 1 RE = 3,66 DM 
**) ohne Europäischer Entwicklungsfonds 
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III. Wettbewerbspolitik 

Absprachen und Marktmacht 

21. Im Dezember 1976 wurde erstmals der Beraten-
de Ausschuß für Kartell- und Monopolfragen zum 
Vorentwurf einer Verordnung der Kommission über 
die Gruppenfreistellung von Patentlizenzverträgen 
gehört. Der Entwurf enthält nach dem Vorbild der 
bisher erlassenen Gruppenfreistellungen, z. B. für 
Alleinvertriebsverträge, die Klauseln in Patentli-
zenzverträgen, die generell gemäß Artikel 85 Abs. 3 
freigestellt werden, soweit bestimmte Vorausset-
zungen erfüllt sind. In einer weiteren Bestimmung 
sind eine Reihe von Klauseln aufgeführt, die nicht 
als allgemein freistellungsfähig erachtet werden. 
Die Erörterung im Beratenden Ausschuß beschränk-
te sich zunächst auf die Grundzüge des Entwurfs. 
Aus der Sicht der Bundesregierung liegt die Proble-
matik des Kommissionsentwurfs in erster Linie dar-
in, daß er in grundlegenden Punkten von dem Lu-
xemburger Abkommen über das Gemeinschaftspa-
tent abweicht und in der kartellrechtlichen Beurtei-
lung verschiedener Klauseln in Lizenzverträgen 
über das in den Industriestaaten geltende Recht 
deutlich hinausgeht. 

Staatliche Beihilfen 

22. Der Rat hat am 16. November 1976 eine Richt-
linie zur Änderung der Richtlinie über Beihilfen für 
den Schiffbau vom 10. Juli 1975 erlassen. Danach 
kann der neu eingeführte britische Preisgarantieme-
chanismus unter den gleichen Bedingungen auf den 
Schiffbau Anwendung finden, wie sie bereits für 
das französische Preisgarantiesystem in der Richtli-
nie vom 10. Juli 1975 festgelegt worden sind. 

23. In einem Schreiben von Präsident Ortoli an 
die Mitgliedstaaten hat die Kommission einige Er-
fordernisse des Notifizierungsverfahrens gemäß Ar-
tikel 93 Abs. 3 EWG-Vertrag präzisiert. Dies betrifft 
insbesondere die Vollständigkeit der an die Kom-
mission übermittelten Angaben über neu einzufüh-
rende oder umzugestaltende Beihilferegelungen. 
Die Kommission vertritt hierzu die Auffassung, daß 
die vom EuGH in der Rechtssache 120/73 für die 
Vorprüfung als angemessen angesehene Frist von 
zwei Monaten erst nach Eingang einer „umfassenden 
Notifizierung" zu laufen beginnt. 

Die Kommission geht in ihrem Schreiben ferner auf 
den Charakter des Beihilfeprüfungsverfahrens nach 
Artikel 93 Abs. 2 EWG-Vertrag ein und führt insbe-
sondere aus, daß sie abweichend von der bisheri-
gen Praxis nicht mehr zwangsläufig in allen Fällen 
die Beteiligten (Mitgliedstaaten und Dritte) zur 
Stellungnahme auffordern werde. Die Bundesregie-
rung hat gegen diese Absicht der Kommission er-
hebliche Bedenken vorgebracht. Stellungnahmen 
der anderen Mitgliedstaaten sind für die Meinungs-
bildung der Kommission insbesondere in solchen 
Fällen wichtig, in denen sie gegen beabsichtigte 

Beihilferegelungen unter Anwendung der Ausnah-
mebestimmungen des Artikels 92 keine Einwendun-
gen erheben will. 

24. Angesichts der Lage der Textil- und Beklei-
dungsindustrie hat die Kommission ergänzende Kri-
terien für die Beurteilung nationaler Beihilfen zu-
gunsten dieses Sektors festgelegt. Bereits im Jahre 
1971 hatte die Kommission einen sog. Gemein-
schaftsrahmen aufgestellt, der insbesondere vorsah, 
daß Beihilfen nicht zu einer Ausweitung der Pro-
duktionskapazitäten führen dürfen. Diese Bedin-
gung wird erneut bekräftigt und soll nunmehr auch 
bei Gemeinschaftsbeihilfen (z. B. aus dem Regional-
fonds) beachtet werden. 

25. Für Beihilferegelungen mit regionaler Zweck-
bestimmung hatte die Kommission im Februar 1975 
Beihilfehöchstgrenzen in den verschiedenen Beihil-
fegebieten der Gemeinschaft festgesetzt. Diese 
Höchstgrenzen können nur auf Beihilfen, die sich 
als Prozentsatz einer begünstigten Investition mes-
sen lassen, Anwendung finden. Da diese Vorausset-
zung bei etwa 50 % aller Regionalbeihilfen in der 
Gemeinschaft nicht gegeben ist, hat die Kommis-
sion die technischen Arbeiten zur Messung und 
Kontrolle auch dieser Beihilfen mit den Sachver-
ständigen der Regierungen wiederaufgenommen. 

26. Die deutschen Beihilfen für die Datenverarbei-
tung (3. DV-Programm) sind in einer multilateralen 
Sitzung bei der Kommission erörtert worden. Die 
Kommission teilte anschließend mit, sie erhebe kei-
ne Einwände gegen die Durchführung des Pro-
gramms, soweit es die mittleren und großen zentra-
len Recheneinheiten betrifft. Hinsichtlich der Peri-
Informatik möchte sie jedoch darüber unterrichtet 
werden, welche Vorhaben die Bundesregierung zu 
fördern beabsichtigt. 

27. Im Rahmen von Beihilfeprüfungsverfahren der 
Kommission hat die Bundesregierung zu einigen ge-
planten Beihilferegelungen anderer Mitgliedstaaten 
kritisch Stellung genommen und auf die Gefahr von 
Wettbewerbsverzerrungen hingewiesen. 

IV. Steuerpolitik 

28. Die Steuerharmonisierung stand im Berichts-
zeitraum ganz im Zeichen der Mehrwertsteuer, über 
die in Form der 6. Richtlinie eine Einigung erzielt 
werden konnte. Im übrigen wurden vor allem die 
Arbeiten im Bereich der direkten Steuern und des 
Verfahrensrechts weitergeführt. 

Indirekte Steuern 

Umsatzsteuer 

29. Die Beratungen über den Vorschlag für eine 
6. Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatzsteuern 
haben ihr entscheidendes Stadium erreicht. Nach 
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Marathonsitzungen auf Gruppenebene ist es dem 
Rat für Steuerfragen auf seinen Tagungen am 
21. Oktober und 16. Dezember 1976 gelungen, in 
mehr als 60 Streitfragen zu Entscheidungen zu 
kommen und sich damit über den wesentlichen In-
halt der 6. Richtlinie zu einigen. Allerdings wurden 
einzelne Vorbehalte eingelegt, darunter von deut-
scher Seite zur Dauer der Übergangszeit in den  Fal

-

len,  in denen die Harmonisierung wegen bestehen-
den politischen Schwierigkeiten nicht sofort bei In-
krafttreten der Richtlinie, sondern erst später erfol-
gen soll, sowie in zwei wichtigen Anwendungsfäl-
len dieser Übergangsregelung, nämlich der Besteue-
rung der Fernmeldedienstleistungen und der grenz-
überschreitenden Personenbeförderung im Luft- und 
Seeverkehr. Die Bundesregierung hat aber bereits 
erklärt, daß sie im Interesse der baldigen Schaffung 
einer einheitlichen Bemessungsgrundlage für die ei-
genen Einnahmen der EG aus der Mehrwertsteuer 
diese Vorbehalte aufgibt, falls auch alle anderen 
Mitgliedstaaten ihre Vorbehalte nicht mehr auf-
rechterhalten. Mit der grundsätzlichen Annahme 
der 6. Umsatzsteuerrichtlinie durch den Rat am 
22. März 1977 ist nicht nur eine wichtige Voraus-
setzung für die volle Verwirklichung des Systems 
der eigenen Einnahmen der EG erfüllt, sondern zu-
gleich auch ein bedeutender Fortschritt erzielt auf 
dem Weg zu einer späteren Aufhebung der Umsatz-
steuergrenzen zwischen den Staaten der Gemein-
schaft. Die Bundesregierung ist bereit, dafür in 
Kauf zu nehmen, daß sie aufgrund der 6. Richtlinie 
nicht unwesentliche Änderungen im deutschen Um-
satzsteuerrecht vornehmen muß (z. B. Einbeziehung 
der Kleinunternehmer in das System der Mehrwert-
steuer, Vorverlegung der Entstehung der Steuer-
schuld bei Anzahlungen, grundsätzliche Änderung 
des Ortes der Dienstleistung und zahlreiche, aller-
dings nicht unwesentliche Änderungen bei den Be-
freiungsvorschriften) . 

Die Bundesregierung wird hinsichtlich der Fernmel-
dedienstleistungen, der grenzüberschreitenden Per-
sonenbeförderungen im Luft- und Seeverkehr sowie 
der Lieferung von Neubauten und Baugrundstücken 
durch Steuerpflichtige die Übergangsregelung weit-
gehend ausschöpfen, so daß in diesen Fällen mit ei-
ner baldigen Besteuerung nicht zu rechnen ist. 

Verbrauchsteuern 

30. Als Folge der Urteile des Europäischen Ge-
richtshofs vom 3. und 17. Februar 1976 wurde zu-
nächst das deutsche Branntweinmonopol national 
dahin gehend umgestaltet, daß die Einfuhr von 
Branntwein aus Mitgliedstaaten der EG nicht mehr 
untersagt ist und inländischer und eingeführter 
Branntwein steuerlich gleichbehandelt wird. Die 
geltenden Regelungen dürften ergänzt werden, so-
bald über den von der Kommission vorgelegten 
Vorschlag über die gemeinsame Marktorganisation 
für Äthylalkohol landwirtschaftlichen Ursprungs 
.und ergänzende Bestimmungen für bestimmte äthyl-
alkoholhaltige Erzeugnisse beraten und Einigung 
erzielt worden ist. 

31. Am 21. Dezember 1976 hat der Rat eine Richtli-
nie zur Harmonisierung der Tabaksteuer erlassen, 
mit der die ursprünglich bis zum 30. Juni 1975 be-
fristete erste Stufe der Harmonisierung der Tabak-
steuerstrukturen für Zigaretten zum dritten Mal 
verlängert wird. Die erste Stufe soll nunmehr am 
31. Dezember 1977 enden. Die Maßnahmen für die 
zweite Stufe muß der Rat bis zum 30. Juni 1977 be-
schließen. Ein entsprechender Vorschlag ist von 
der Kommission am 10. Februar 1976 vorgelegt wor-
den. Wesentlichste Regelungen sind die Einengung 
der Mindest- und Höchstgrenze für den spezifischen 
Steueranteil und die Einbeziehung der Mehrwert-
steuer in die Bemessungsgrundlage für diesen 
Steueranteil. Die Beratungen über den Vorschlag 
haben begonnen. 

Steuerbefreiungen im innergemeinschaftlichen Rei-
severkehr 

32. Die EG-Kommission hat dem Rat am 31. De-
zember 1976 den Vorschlag für eine weitere Richt-
linie zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften über die im innergemeinschaftli-
chen Reiseverkehr geltende Regelung für die Um-
satzsteuern und Sonderverbrauchsteuern vorgelegt. 
Durch diese Richtlinie soll vor allem die gegenwär-
tig im innergemeinschaftlichen nichtkommerziellen 
Reiseverkehr geltende Steuerbefreiung von 125 RE 
auf 200 ERE ausgedehnt werden. Die Beratungen 
haben noch nicht begonnen. 

Direkte Steuern 

33. Am 29. November 1976 hat die Kommission 
dem Rat ihren Vorschlag für eine „Richtlinie über 
Bestimmungen zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung für den Fall der Gewinnberichtigung zwi-
schen verbundenen Unternehmen (Schiedsverfah-
ren)" unterbreitet. Darin ist vorgesehen, eine 
Schiedsstelle einzurichten, die bei Meinungsver-
schiedenheiten zwischen den Mitgliedstaaten über 
die Gewinnabgrenzung zwischen verbundenen Un-
ternehmen verbindlich entscheidet und damit Dop-
pelbesteuerungen beseitigt. Die Schiedsstelle muß 
eingeschaltet werden, wenn das Verständigungsver-
fahren herkömmlicher Art innerhalb von zwei Jah-
ren keine Einigung erbracht hat. Die Schiedsstelle 
besteht aus einer gleichen Anzahl von Vertretern 
der beteiligten Steuerverwaltungen und einer unge-
raden Anzahl von unabhängigen Personen. Die un-
abhängigen Personen werden nach Möglichkeit von 
den beteiligten Steuerverwaltungen einvernehmlich 
ernannt. Kommt es hierüber zu keiner Einigung, so 
werden die unabhängigen Personen aus einer im 
voraus erstellten Liste durch Los gewählt. Als un-
abhängige Person kann nicht fungieren, wer mit ei-
nem der betroffenen Unternehmen verbunden oder 
für dieses als Angestellter oder Berater tätig gewe-
sen ist oder aus anderen Gründen keine hinreichen-
de Gewähr der Unbefangenheit bietet. 
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V. Strukturpolitik 

Regionalpolitik 

34. Die Überprüfung der Verordnung über die Er-
richtung des Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung, zu der der Rat- bis zum Ablauf des Jahres 
1977 verpflichtet ist, war Gegenstand eines ersten 
Gedankenaustausches mit der Kommission und ei-
nigen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 

35. Der Fonds bewilligte weitere Mittel für deut-
sche Vorhaben aus den Bereichen der gewerblichen 
Wirtschaft und der wirtschaftsnahen Infrastruktur, 
so daß nunmehr über ein Volumen von rd. 105 Mil-
lionen DM der deutschen Quote von insgesamt rd. 
300 Millionen DM für die Jahre 1975 bis 1977 ver-
fügt ist. Einige von der Bundesrepublik Deutsch-
land z. T. bereits 1975 vorgelegte Anträge blieben 
jedoch immer noch ohne Entscheidung der Kom-
mission. 

Die Bundesrepublik Deutschland legte gemäß Arti-
kel 6 der Verordnung über den Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung regionale Entwicklungs-
programme für Berlin und die 21 Programmregio-
nen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsst ruktur" bei der Kommis-
sion vor. 

36. Der Ausschuß für Regionalpolitik beschäftigte 
sich mit den Möglichkeiten eines langfristigen re-
gionalpolitischen Studienprogramms und leitete 
eine Untersuchung über die innergemeinschaftli-
chen Grenzregionen ein. 

Industriepolitik 

37. Die schwierige Lage auf dem europäischen 
Stahlmarkt hat die Kommission veranlaßt, Ende 
1976 ein Krisenprogramm zu verabschieden, das ihr 
verschiedene Maßnahmen im Vorfeld der im Mon-
tanunionsvertrag vorgesehenen „harten" Instru-
mente — Mindestpreise, Produktionsquoten, Im-
portbeschränkungen — ermöglicht. Seit Jahresbe-
ginn werden den einzelnen Unternehmen und Un-
ternehmensgruppen innerhalb der Gemeinschaft für 
verschiedene Erzeugnisse Quoten genannt, die sie 
bei der Auslieferung dieser Erzeugnisse auf die EG-
Märkte einhalten sollen. Die Effizienz dieser Maß-
nahme läßt sich bis jetzt noch nicht beurteilen. 

38. Die Beratung des Aktionsprogramms der Kom-
mission für eine europäische Luftfahrtindustrie und 
Luftfahrt vom Oktober 1975 ist auf Ratsebene fort-
gesetzt worden. Zu den Fragen, die mit der Erstel-
lung eines gemeinsamen Programms zum Bau von 
zivilen Transportflugzeugen zusammenhängen, wur-
de ein Bericht fertiggestellt. Die aus deutscher 
Sicht wichtigsten Ziele 

— Unterstützung der Mitgliedstaaten für das Air-
bus-Programm und den Ausbau zur Airbus-
Familie 

— Abstimmung eines europäischen Flugzeugbau

-

Programms und Verhinderung eines Zerfalls der 
europäischen Kooperation infolge unwirtschaft-
licher Programmdoppelungen innerhalb Europas 
oder in Zusammenarbeit mit den USA 

haben hierin ihren Niederschlag gefunden. Der Rat 
hat am 15. März 1977 eine auf diesem Bericht beru-
hende Erklärung verabschiedet. 

39. Die Kommission hat Vorschläge für eine ge-
meinsame Schiffbaupolitik vorgelegt. Sie zielen auf 
weltweite Abkommen über den Kapazitätsabbau 
und eine ausgewogene regionale Streuung der Neu-
bauaufträge ab. Innerhalb der Gemeinschaft sind 
Abbaumaßnahmen und eine Umstrukturierung der 
Restkapazität vorgesehen. Daneben wurden in Ex-
pertensitzungen bei der Kommission schiffbau

-

schiffahrts- und handelspolitische Maßnahmen dis-
kutiert. 

Die Bundesregierung befürwortet eine gemeinsame 
Schiffbaupolitik. Ein von allen Mitgliedstaaten ge-
tragener Vorschlag zur ausgewogenen regionalen 
Streuung der Neubauaufträge wurde auf Initiative 
der Kommission im Dezember 1976 in der OECD-
Ratsgruppe Nr. 6 (Schiffbau) eingebracht. 

Weitere Fortschritte in Richtung auf eine gemein-
same Schiffbaupolitik sind erreichbar, wenn prag-
matische Lösungen gefunden werden, die den stark 
unterschiedlichen Strukturen der Schiffbauindustrie 
in der Gemeinschaft und den wirtschaftspolitischen 
Grundvorstellungen der Mitgliedstaaten Rechnung 
tragen. 

40. Die Kommission hat eine Untersuchung des 
Schuhsektors in der Gemeinschaft vorgelegt und ei-
nen Katalog von Schlußfolgerungen und Aktions-
vorschlägen ausgearbeitet. Die Analyse macht 
deutlich, daß die Schuhindustrie in der Gemein-
schaft — mit Ausnahme von Italien — einen mehr 
oder weniger ausgeprägten Schrumpfungsprozeß 
durgemacht hat. Als eine Maßnahme zur Lösung 
der Probleme der Schuhindustrie ist ein For-
schungsprogramm verabschiedet worden. 

Europäische Investitionsbank (EIB) 

41. Im Jahre 1976 überschritt das Finanzierungs-
volumen der EIB in den Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft mit 1 086 Millionen RE erstmalig die 
Milliardengrenze. Insgesamt wurden einschließlich 
des Engagements in dritten Ländern Finanzierungen 
in Höhe von 1 273,3 Millionen RE vorgenommen. 
Die Darlehensvergabe an dritte L ander hat sich ge-
genüber dem Vorjahr mehr als verdoppelt. 

42. Innerhalb der Gemeinschaft entfielen 38,5 % 
des Finanzierungsvolumens auf Großbritannien und 
35,2 % auf Italien. Die Tätigkeit der Bank in der 
Bundesrepublik Deutschland wurde nach längerer 
Unterbrechung wiederaufgenommen, nachdem die 
EIB neuerdings nicht nur Währungs-Cocktail-Darle-
hen, sondern auch Einzelwährungsdarlehen in US-
Dollar zu 8,5 % und Schweizer Franken zu 6,0 % 
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Zinsen anbietet, die in etwa deutschen Marktkondi-
tionen entsprechen. Es handelt sich um zwei Bürg-
schaften von insgesamt 300 Millionen DM und ein 
Darlehen von 25 Millionen DM. 

VI. Agrarpolitik 

Marktpolitik 

43. Die Kommission hat dem Rat am. 7. Dezember 
1976 einen geänderten Vorschlag für eine gemein-
same Marktorganisation für Äthylalkohol landwirt-
schaftlichen Ursprungs vorgelegt. 

Mit der neuen Marktorganisation soll der Agraral-
koholmarkt der Gemeinschaft harmonisiert werden. 
Der Vorschlag enthält im wesentlichen eine Pro-
duktions-, Preis- und Absatzgarantie für eine be-
stimmte Menge Agraralkohol (ausgenommen Me-
lassealkohol), eine Preisausgleichsregelung zwi-
schen teuren und billigen Alkoholen, die Erhebung 
eines Interventionsbeitrages auf Alkohol zu. Trink-
zwecken und alkoholische Getränke zur Erreichung 
des finanziellen Gleichgewichts der Marktorganisa-
tion sowie eine Drittlandsregelung. 

44. Die Kommission hat im Februar 1977 ihre Vor-
lage für die Agrarpreise 1977/78 vorgelegt. Sie se-
hen maßvolle, mehr als bisher am Marktgleichge-
wicht ausgerichtete Preisanhebungen in Verbin-
dung mit einem weiteren Abbau des Grenzaus-
gleichs vor. 

Marktstrukturpolitik 

45. Für den Bereich der Marktstrukturpolitik hat 
der Rat eine Verordnung zur Verbesserung der 
Verarbeitungs- und Vermarktungsbedingungen für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse beschlossen. Sie er-
möglicht die finanzielle Förderung von Vorhaben 
zur Marktstrukturverbesserung aus Mitteln des Eu-
ropäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds, Abtei-
lung Ausrichtung. 

Die Maßnahme hat eine Laufzeit von fünf Jahren 
und ist insgesamt mit 400 Millionen RE — 80 Mil-
lionen RE pro Jahr — ausgestattet. Hauptanliegen 
ist es, durch günstigere Verarbeitungs- und Absatz-
bedingungen für landwirtschaftliche Produkte die 
Lage der jeweiligen landwirtschaftlichen Erzeuger 
zu verbessern. Dabei ist die Inanspruchnahme fi-
nanzieller Mittel nach einer Übergangszeit an die 
Aufstellung von Entwicklungsprogrammen gebun-
den, die eine geordnete Förderung gewährleisten 
sollen. Als gemeinsame Maßnahme soll sie inner-
halb der Gemeinschaft auch eine Harmonisierung 
der einzelstaatlichen Förderungsmaßnahmen her-
beiführen und Wettbewerbsverzerrungen entgegen-
wirken. 

Strukturpolitik 

46. Nachdem inzwischen die französischen Agrar-
strukturmaßnahmen an die Bestimmungen der EG-
Agrarstrukturrichtlinien angepaßt worden sind und 

auch in einigen Regionen Italiens entsprechende 
Durchführungsbestimmungen bestehen, werden die 
im April 1972 vom Rat beschlossenen Richtlinien 
nunmehr in allen Mitgliedstaaten angewendet. 

Bei denjenigen Mitgliedstaaten, die schon früher 
mit der Durchführung dieser Richtlinien begonnen 
hatten, traten in der Praxis Probleme auf, die seit 
Juli 1976 im Ständigen Agrarstrukturausschuß erör-
tert worden sind. Die Kommission hat angekündigt, 
daß sie in Kürze Änderungsvorschläge vorlegen 
wird, die den Anlaß für eine Grundsatzdiskussion 
im Rat bilden werden. 

Dem bereits vorab vorgelegten Kommissionsvor-
schlag, generell die Höhe der Förderungsbeträge 
anzuheben, hat der Rat bisher nur in zwei von der 
finanziellen Bedeutung her untergeordneten Berei-
chen zugestimmt. 

Währungspolitische Maßnahmen auf dem Agrar-
sektor 

47. Angesichts der im Berichtszeitraum weiterhin 
und in verstärktem Maße unterschiedlichen Ent-
wicklung der Währungsparitäten der Mitgliedstaa-
ten hat sich der Grenzausgleich erneut als ein un-
entbehrliches Instrument erwiesen, durch das ab-
rupte Änderungen der Agrarpreise bei Paritätsän-
derungen vermieden wurden. Auf Grund der Auf-
wertung des Leitkurses der DM im Oktober 1976 
erhöhte sich der in der Bundesrepublik Deutschland 
geltende Grenzausgleichssatz von 7,5% auf 9,3 %. 
Die zu gleicher Zeit erfolgte Abwertung des Leit-
kurses der Dänischen Krone um 4 °/o wurde durch 
eine entsprechende Änderung ihrer „grünen" Pari-
tät ausgeglichen, so daß nach wie vor in Dänemark 
kein Grenzausgleich zur Anwendung kommt. Bei 
den Mitgliedstaaten mit frei floatenden Währungen 
ergaben sich besonders im letzten Quartal 1976 
ständig erhebliche Wechselkursänderungen. Die 
Grenzausgleichssätze änderten sich fast wöchent-
lich und erreichten ungewöhnliche Höhen. So be-
trugen die höchsten Grenzausgleichssätze im Verei-
nigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
vom 8. bis 14. November 1976 —45 %, in Italien 
vom 10. bis 16 Januar 1977 —21,9 %, in Frank-
reich vom 27. Dezember 1976 bis 23. Januar 1977 
—17,5 % und in Irland vom 8. bis 14. November 
1976 —29,3 N.  

Zur Zeit betragen die Grenzausgleichssätze (Stand: 
28. Februar 1977) : 

Deutschland 	 + 9,3 % 

Benelux 	 + 1,4 % 

Dänemark 	 0 

Italien 	 —19,9 V 

Vereinigtes Königreich 	—34,7 % 

Irland 	 —10,4 % 

Frankreich 	 —16,2 %. 

48. Unter Zugrundelegung dieser Sätze errechnen 
sich für den Europäischen Ausrichtungs- und Ga- 
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rantiefonds Ausgaben für den Grenzausgleich im 
Jahre 1977 in Höhe von rd. 1 Mrd. RE. Der außeror-
dentliche Anstieg der Kasten des Grenzausgleichs 
(1974 146 Millionen RE, 1975 406 Millionen RE, 1976 
611 Millionen RE — Soll —) erfordert dringend eine 
angemessene Anpassung der „grünen" Kurse an die 
Entwicklung der Währungsparitäten und damit eine 
Reduzierung der Höhe der Grenzausgleichssätze. 
Die Kommission hat Anfang November 1976 die 
Einführung von Obergrenzen für die Höhe der 
Grenzausgleichssätze sowie die Einführung eines 
automatischen Abbaues- des jeweiligen Grenzaus-
gleichs vorgeschlagen. Über diesen Kommissions-
vorschlag hat der Rat bisher noch nicht entschie-
den. 

49. Die Kommission stimmte aufgrund der wäh-
rungs- und wirtschaftspolitischen Lage Italiens ei-
ner weiteren Verlängerung der im Mai 1976 zu-
nächst für drei Monate eingeführten und später auf 
sechs Monate verlängerten Bardepotpflicht bis zum 
14. April 1977 zu. Die Höhe des zu hinterlegenden 
Bardepots von ursprünglich 50 % des Devisenkauf-
betrages wurde stufenweise abgebaut. 

Neben dem rückzahlbaren Bardepot erhob Italien 
auf die in der Zeit vom 4. Oktober 1976 bis zum 
17. Februar 1977 getätigten Devisenkäufe eine nicht 
rückzahlbare Devisenkaufsteuer. Die Höhe dieser 
Steuer von ursprünglich 10 % des Devisenbetrages 
wurde ebenfalls stufenweise reduziert. 

Wettbewgrbsbedingungen in der Landwirtschaft 

50. Im Berichtszeitraum wurden insbesondere die 
von den Mitgliedstaaten im Anschluß an die Trok-
kenheit ergriffenen nationalen Maßnahmen auf die 
Vertragskonformität überprüft. Zugleich wurden 
die bereits erwähnten Behinderungen des freien 
Warenverkehrs durch einzelne Mitgliedstaaten stu-
fenweise abgebaut. Gleiches gilt für entsprechende 
Auswirkungen interprofessioneller Abkommen oder 
sonstiger Marktabsprachen. Die Bundesregierung 
hat sich in allen diesen Fällen mit Nachdruck für 
die einschränkungslose Aufrechterhaltung des freien 
Warenverkehrs auch unter den erschwerten Be-
dingungen der Auswirkungen der Trockenheit ein-
gesetzt. 

51. Mit der Vorlage formeller Vorschläge der 
Kommission über allgemeine Leitlinien für die Bei-
hilfenpolitik in der Landwirtschaft sowie über 
zweckdienliche Maßnahmen in einzelnen Sektoren 
ist in Kürze zu rechnen. Damit würde der Beihilfen

-

politik der Mitgliedstaaten im gemeinsamen Agrar-
markt erstmals eine fester Rahmen gegeben werden. 

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft (EAGFL) 

52. Nach der Verabschiedung des 2. Nachtrags- 
und Berichtigungshaushalts für das Haushaltsjahr 
1976 sowie des Gesamthaushaltsplans 1977 der Eu

-

ropäischen Gemeinschaften stellen sich die Ansätze 
der Haushaltsmittel für den Bereich des EAGFL wie 
folgt dar: 

Mittel 1976  Mittel 1977 

— in Millionen DM — 

Abteilung Garantie 	 

Abteilung Ausrichtung 

21 357,2 

1 189,5 

22 572,7 1) 

577,5 2) 

EAGFL insgesamt ....  22 546,7 23 150,2 3) 

1) ohne von der Kommission angekündigten Nachtrags-
haushalt 

2) Verpflichtungsermächtigungen lauten auf 1 189,5 Mil-
lionen DM 

3) darin nicht enthalten die in Kap. 100 vorläufig einge-
setzten Mittel für Ausgaben auf dem Milchsektor 
(rd. 913,2 Millionen DM) 

Damit ist auch im Haushaltsjahr 1977 der EAGFL 
mit einem Anteil von rd. 72 % der weitaus größte 
Ausgabenblock innerhalb des Gesamthaushalts der 
EG. 

Bei einem deutschen Finanzierungsanteil von rd. 
26,5 % wird die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik auch im Jahr 1977 wieder erhebliche 
finanzielle Leistungen von der Bundesrepublik 
Deutschland verlangen. 

53. Im Zusammenhang mit den Preisvorschlägen 
1977/78 hat die EG-Kommission für März 1977 einen 
Nachtragshaushalt angekündigt, der für die Abtei-
lung Garantie Mehrausgaben von rd. 1 742 Millio-
nen DM vorsieht. Sie sind weitgehend die Folge der 
Entwicklung bei den Währungsausgleichsbeträgen 
und weniger auf die Preisvorschläge selbst zurück-
zuführen. 

Unter Berücksichtigung des Nachtragshaushalts be-
trägt die Steigerungsrate in der Abteilung Garantie 
mehr als 8 0/0 gegenüber 1976. Sie zeigt erneut auf, 
daß es bisher nicht gelungen ist, die Höhe der 
Marktordnungsausgaben und der damit verbunde-
nen agrarmonetären Kosten entscheidend zu begren-
zen. Ein Schritt in diese Richtung sind zweifellos die 
dem Rat im Februar 1977 vorgelegten Agrarpreis-
vorschläge 1977/78 mit relativ niedrigen Preisanhe-
bungsraten und gleichzeitiger Anpassung der Sätze 
für die Währungsausgleichsbeträge. 

Daneben sind künftig vor allem in den besonderen 
Problembereichen des Milchsektors und des Wäh-
rungsausgleichs, deren Anteil an den Ausgaben der 
Abteilung Garantie mittlerweile rd. 34 % bzw. rd. 
25 % beträgt und durch die der EG-Haushalt unver-
hältnismäßig stark belastet wird, energische An-
strengungen zur Kostenstabilisierung unumgänglich. 
Dabei hofft die Bundesregierung vor allem auf eine 
Einigung bei der Verwirklichung der im Rahmen 
des Aktionsprogramms Milch vorgeschlagenen Mit-
verantwortungsabgabe der Milcherzeuger, die auch 
auf wiederholte deutsche Initiativen zurückgeht. 
Sie wird außerdem für den weiteren Abbau des 
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Grenzausgleichs durch pragmatische Anpassung 
der grünen Paritäten entsprechend der nationalen 
Kostenentwicklung eintreten. 

54. Seit Bestehen des Agrarfonds (1964) werden 
aus der Abteilung Ausrichtung des EAGFL Einzel-
vorhaben nach der Verordnung Nr. 17/64/EWG zur 
Verbesserung der Agrar- und Marktstruktur geför

-

dert. Der Bundesrepublik Deutschland sind inner-
halb von XIII Tranchen bisher insgesamt 1,576 Mil-
liarden DM für 1 415 Projekte bewilligt worden. Da-
von entfallen 749 Projekte auf Maßnahmen zur 
Agrarstrukturverbesserung mit 925,8 Millionen DM 
= 58,7 %. Zur Verbesserung der Marktstruktur 
wurden im gleichen Zeitraum für 581 Projekte 609,0 
Millionen DM = 38,6 % bewilligt. Der Rest von 
41,5 Millionen DM oder 2,7 % entfällt auf die För-
derung von 85 gemischten Projekten. 

Im Rahmen der vier Strukturrichtlinien über die 

— Modernisierung der landwirtschaftlichen Betrie-
be (72/159 EWG), 

- Förderung der Einstellung der landwirtschaftli-
chen Erwerbstätigkeit und der Verwendung der 
landwirtschaftlich genutzten Flächen für Zwek-
ke der Strukturverbesserung (72/160/EWG), 

— sozio-ökonomische Information und die berufli-
che Qualifikation der in der Landwirtschaft täti-
gen Personen (72/161/EWG), 

— Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimm-
ten benachteiligten Gebieten (75/268/EWG) 

sind von Bund und Ländern bis Ende 1976 Erstat-
tungen (25 0/0 der berücksichtigungsfähigen Ausga-
ben) in Höhe von rd. 70,5 Millionen DM beantragt 
worden. 

55. Die jährlichen Ausgaben der Abteilung Aus-
richtung sind durch den Plafond von 325 Millionen 
RE (1 189,5 Millionen DM) begrenzt. Nach einer Er-
klärung der Kommission im Januar 1977, die der Rat 
zur Kenntnis genommen hat, sollen die für den 
Strukturbereich verfügbaren Mittel — einschl. der 
in den letzten Jahren aus nicht verbrauchten Mit-
teln gebildeten Rücklage („Mansholt-Reserve") — 
ausreichen, die bestehenden und zur Verabschie-
dung anstehenden Maßnahmen bis 1982 zu finanzie-
ren. 

Allerdings wird nach deutschen Vorausschätzungen 
die Mansholt-Reserve bereits im Jahre 1979 aufge-
zehrt sein, falls alle von der Kommission vorge-
schlagenen Maßnahmen im Strukturbereich ver-
wirklicht werden. 

Die Bundesregierung wird daher auch weiterhin bei 
der Beschlußfassung über neue gemeinsame Struk-
turmaßnahmen auf die Bildung sachlicher und zeit-
licher Prioritäten drängen müssen, um eine Über-
schreitung der bewilligten Strukturmittel zu verhin-
dern. Sie hält außerdem an ihrer Forderung fest, 
vor einer etwaigen Aufstockung des jährlichen Pla-
fonds eine Grundsatzdebatte über die Gesamtkon-
zeption der Agrarstrukturpolitik zu führen. 

Fischereipolitik 

56. Der drohende Verlust wichtiger Fanggründe 
infolge der einseitigen Errichtung von 200-sm-
Fischereizonen durch Island, Norwegen, Kanada, 
die USA und die Sowjetunion hat die Integration 
der Fischereipolitik wesentlich vorangetrieben, 
weil gemeinsames Handeln unabweislich wurde. 
Der Rat kam daher am 3. November 1976 überein, 
daß die Mitgliedstaaten zum Schutz ihrer legitimen 
Interessen ihre Fischereizonen vor ihren Küsten in 
der Nordsee und im Nordatlantik ab 1. Januar 1977 . 

auf 200 Seemeilen ausdehnen. Auf dieses „EG-
Meer" findet das Gemeinschaftsrecht volle Anwen-
dung. Es wurde grundsätzliche Übereinstimmung 
erzielt, daß ein System von Fangquoten, Erhal-
tungsmaßnahmen, Lizenzen und Kontrollen notwen-
dig ist. Für das Jahr 1977 hat der Rat am 18. Februar 
1977 eine Reihe von wichtigen Erhaltungsmaß-
nahmen (z. B. Schonzeiten und Schongebiete für be-
stimmte Fischarten, Beschränkung des Einsatzes 
verschiedener Fanggeräte und -schiffe) beschlos-
sen. 

Über Fangquoten konnten noch keine Beschlüsse 
gefaßt werden, u. a. weil die Zuteilungen wesent-
lich von den Ergebnissen der Verhandlungen ab-
hängen, die die Gemeinschaft z. Z. mit allen wichti-
gen Fischereinationen, wie Schweden, Norwegen, 
Kanada, Island, den Färöern, der Sowjetunion, Po-
len und der DDR führt. Dabei erlangte Fangrechte 
werden von der Gemeinschaft insgesamt den Fang-
möglichkeiten im „EG-Meer" zugeschlagen. In die-
sem Zusammenhang ist es für die Bundesrepublik 
Deutschland von besonderer Bedeutung, daß die 
Gemeinschaft die volle Kompetenz in den Außenbe-
ziehungen hat, weil sie ein ungleich größeres Ge-
wicht als die Mitgliedstaaten besitzt. Als ersten 
Schritt hat die Gemeinschaft ein Fischereiabkom-
men mit den USA am 15. Februar 1977 abgeschlos-
sen. 

VII. Energiepolitik 

57. Über eine Gemeinschaftsregelung für den Fall 
einer Ölkrise hat der Rat am 21. Dezember 1976 
Einvernehmen erzielt. Sie sieht im Rahmen eines 
Gemeinschaftsverfahrens die Möglichkeit einer Be-
schränkung des freien Warenverkehrs im Krisenfal-
le vor. Damit ist sichergestellt, daß der gemein-
schaftliche Markt im Falle einer erneuten Krise 
nicht noch einmal wie während der Ölkrise 1973/74 
insgesamt gefährdet wird. Gleichzeitig ist diese 
Entscheidung ein wichtiges Element für die Durch-
führung des in der Internationalen Energieagentur 
vereinbarten Ölzuteilungssystems, an dem die EG- 
Mitgliedstaaten beteiligt sind. 

58. Einigung konnte ebenfalls über das energiepo-
litische Arbeitsprogramm 1977 der Gemeinschaft 
erzielt werden. 

59. Demgegenüber ist es nicht gelungen, eine Rei-
he weiterer dem Rat von der Kommission vorge- 
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schlagener Maßnahmen zu verabschieden, die das 
vom Europäischen Rat im Grundsatz beschlossene 
Ziel des Schutzes der bestehenden und der Ent-
wicklung zusätzlicher Energien der Gemeinschaft 
ausfüllen sollen. Dazu gehört insbesondere ein dem 
in der Internationalen Energieagentur (IEA) verein-
barten System eines Mindestschutzpreises für ein-
geführtes Mineralöl entsprechendes EG-System. 

In bezug auf die gegenwärtige Kokskohlenbeihilfe-
regelung stimmte der Rat am 21. Dezember 1976 le-
diglich einer Verlängerung um ein Jahr zu. 

VIII. Verkehrspolitik 

60. Der Rat hat am 4. November und am 16. De-
zember 1976 folgende Gemeinschaftsregelungen be-
schlossen: 

— Eine Richtlinie über die technische Überwachung 
der Kraftfahrzeuge. 

Sie gilt zunächst für Omnibusse, Lkw und An-
hänger ab 3,5 t Gesamtgewicht sowie für Ta-
xen und Krankenwagen. Künftig werden alle 
Mitgliedstaaten für diese Fahrzeuge jährliche 
Kontrollen durchführen. 

— Eine Richtlinie über das Mindestniveau der Aus-
bildung für Fahrer im Straßenverkehr. 

Für Berufskraftfahrer im Personenverkehr 
wird — neben dem Führerschein — eine zu-
sätzliche praxisnahe Ausbildung vorgeschrie-
ben. Entsprechendes gilt für den Güterverkehr 
bei Fahrern unter 21 Jahren. 

— Eine Verordnung über das _Gemeinschaftskontin-
gent im Straßengüterverkehr zwischen den Mit-
gliedstaaten. 

Die bisherigen Vorschriften sind durch eine 
Dauerregelung ersetzt worden. 

— Verlängerung der Verordnung Nr. 1174/68 (Mar-
gentarifsystem im Güterkraftverkehr) bis zum 
31. Dezember 1977. 

Inzwischen soll die Kommission ihren — von 
mehreren Mitgliedstaaten abgelehnten — Vor-
schlag für ein Referenztarifsystem im grenz-
überschreitenden Straßengüterverkehr überar-
beiten und ein einfacheres, effektiveres Tarif-
system vorbereiten. 

61. Ferner hat sich der Rat im Grundsatz über ein 
Konsultationsverfahren zwischen den Mitgliedstaa-
ten auf dem Gebiet des Seeverkehrs geeinigt. 

62. Im Zusammenhang mit einem vom Rat ange-
forderten Bericht der neun Eisenbahnverwaltungen 
in der Europäischen Gemeinschaft über ihre Zusam-
menarbeit auf kaufmännischem und technischem 
Gebiet hat die deutsche Delegation im Rat am 
16. Dezember 1976 die Initiative für die Einleitung 
einer gemeinschaftlichen Eisenbahnpolitik ergrif

-

fen. Es kommt darauf an, unter Berücksichtigung 
der neuen geographischen und wirtschaftlichen Be-
dingungen in der Gemeinschaft die Aufgaben der 
Eisenbahn einheitlich zu definieren sowie die ge-
eigneten finanziellen und organisatorischen Mittel 
einzusetzen. In dieser Hinsicht zielen die deutschen 
Vorstellungen auf die 

— Anbindung der großen europäischen Seehäfen 
(insbesondere Rotterdams) an die Schiene; 

— Erhöhung der Leistungsfähigkeit der europä-
ischen Nord-Süd-Trassen, einschl. der Alpen-
übergänge; 

— Beseitigung betrieblicher Engpässe an den Gren-
zen sowie bestimmter administrativer und tech-
nischer Hemmnisse beim Grenzübergang. 

Der deutsche Vorschlag ist von der Kommission 
und von den meisten Mitgliedstaaten positiv aufge-
nommen worden. Die Kommission wird dazu ein 
Programm entwickeln. 

IX. Forschung und Technologie 

63. Der Rat hat am 21. Dezember 1976 die Revi-
sion des Mehrjahresprogramms auf dem Gebiet der 
Energieforschung (1. Juli 1975 bis 30. Juni 1979) be-
schlossen und dabei auf den Gebieten Wasserstoff, 
Sonnenenergie und geothermische Energie einige 
Vorhaben zusätzlich eingefügt. Durch diese — von 
vornherein vorgesehene — Revision wurden die im 
ursprünglichen Programmbeschluß des Rats vom 
22. August 1975 festgelegten Haushaltsmittel von 
59 Millionen RE nicht verändert. 

64. Am gleichen Tag beschloß der Rat das Vier

-

jahresprogramm " Wissenschaftlich-technische Aus-
bildung" für den Zeitraum 1977 bis 1980. Das Pro-
gramm ermöglicht die Vergabe von Stipendien zur 
Durchführung wissenschaftlicher Arbeiten auf 
sämtlichen Gebieten, in denen die Gemeinschaft 
Forschung betreibt. Die Stipendiaten müssen grund-
sätzlich aus Mitgliedstaaten der EG stammen und 
die geförderten Arbeiten außerhalb ihres Heimat-
landes durchführen. Außerdem können auf Gebie-
ten, die für die gemeinschaftliche Forschungs- und 
Entwicklungspolitik von besonderer Bedeutung 
sind, Fortbildungskosten finanziert werden. Das 
Programm hat ein Finanzvolumen von 4,6 Millio-
nen RE. 

65. Mit Beschluß vom 14. Februar 1977 legte der 
Rat ein technologisches Forschungsprogramm für 
die Schuhindustrie fest, mit dem die kollektive For-
schung der Institute der Schuhindustrie auf den Ge-
bieten rationellere Verwendung des Schaftwerk-
stoffes, Rationalisierung der Schaftherstellung und 
Korrelation der Schuhtechnologie und der Bedürf-
nisse des Verbrauchers gefördert werden soll. Die 
Kosten des Programms betragen insgesamt 1 355 
Millionen RE. Die Gemeinschaft beteiligt sich hier-
an mit 0,235 Millionen RE. 
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66. Am 18. November 1976 hat der Rat zum Mehr-
jahresforschungsprogramm der GFS für 1977 bis 
1980 folgende Orientierungslinien beschlossen: 

— Grundsätzliche Billigung des Programms im Um-
fang von 346 Millionen RE (d. h. 196 Millio-
nen RE Personalkosten zuzüglich Kostensteige-
rungen und 150 Millionen RE Sachkosten ein-
schließlich Kostensteigerungen); 

— Wegfall von 80 Stellen im Lauf der nächsten 
vier Jahre. 

67. Der Rat billigte am 19. Oktober 1976 die soge-
nannte Kontrollverordnung, mit der das Sicher-
heitsüberwachungssystem von EURATOM an die 
Verpflichtungen angepaßt wird, welche die Ge-
meinschaft gegenüber der Internationalen Atom-
energie-Organisation (IAEO) im Rahmen des Verifi-
kationsabkommens übernommen hat. Damit war 
eine wichtige Voraussetzung für die Inkraftsetzung 
des Verifikationsabkommens am 21. Februar 1977 
geschaffen. Für die sich aus dem Verifikationsab-
kommen ergebenden Staatenverpflichtungen konnte 
hingegen keine gemeinschaftliche Lösung gefunden 
werden; die betroffenen Mitgliedstaaten müssen in-
soweit nationale Ausführungsbestimmungen erlas-
sen. 

68. Mit der Entscheidung über den Standort des 
JET (Europäisches Kernfusions-Forschungsprojekt) 
wird jetzt für Frühjahr 1977 gerechnet, nachdem in 
einer Reihe anderer wichtiger Punkte Einverneh-
men erzielt wurde (Finanzierung, Rechtsform, 
Grundsätze des Personalstatuts). Die Kommission 
hat die Rücknahme ihres Programmvorschlags für 
den Fall angekündigt, daß die Entscheidung über 
diesen Zeitpunkt hinaus verschoben wird. 

X. Sozialpolitik 

69. Auf seiner Tagung am 9. Dezember 1976 einig-
te sich der Rat über eine Richtlinie über die Wah-
rung von Ansprüchen und Vergünstigungen der Ar-
beitnehmer bei Betriebsübertragungen, die formell 
am 14. Februar 1977 verabschiedet wurde. Nach 
dieser Richtlinie sind von den Mitgliedstaaten Rege-
lungen für den Fall der Betriebsübertragung zu tref-
fen, die insbesondere den automatischen Übergang 
von Verpflichtungen aus den Arbeitsverhältnissen 
auf den neuen Inhaber sowie die Information und 
Konsultation der Arbeitnehmervertreter sicherstel-
len. 

70. Der aus Vertretern der Sozialpartner, der 
Kommission und der Regierungen bestehende Stän-
dige Ausschuß für Beschäftigungsfragen trat am 
13. Dezember 1976 zu seiner 10. Tagung zusammen. 
Er führte u. a. einen Meinungsaustausch über Be-
schäftigungsprobleme Jugendlicher, über die Koor-
dinierung des Einsatzes der Finanzmittel der Ge-
meinschaft — Sozialfonds, Regionalfonds, Agrar-
fonds — sowie über Folgemaßnahmen aus der Drei-
erkonferenz vom 24. Juni 1976. 

71. Am 22. Dezember 1976 hat die Kommission 
über weitere deutsche Anträge an den Europä-
ischen Sozialfonds entschieden und insgesamt 
148,74 Millionen DM bewilligt. Dieser Betrag ver-
teilt sich auf folgende Maßnahmen (in Millio-
nen DM) : 

Bereich 1976 1977 1978 

Landwirtschaft 	 8,94 

Textil/Bekleidung 	 9,76 

Jugendliche 	 16,26 32,11 10,00 

Wanderarbeitnehmer 	 6,26 0,71 0,62 

Behinderte 	  17,55 

Strukturschwache Gebiete . 31,27 11,72 

Anpassung an den techni- 
schen Fortschritt 	 1,12 0,61 1,81 

Aufgrund früherer Entscheidungen wurden 104 Mil-
lionen DM ausgezahlt, davon für Maßnahmen der 
Bundesanstalt für Arbeit 50,4 Millionen DM, für 
Maßnahmen der Rehabilitationsträger 46,6 Millio-
nen DM. 

Außerdem wurden letztmalig 35 Millionen DM aus 
dem alten Fonds erstattet, der damit abgewickelt 
ist. 

Maßnahmen im Bereich der EGKS 
Umstellungs- und Anpassungsmaßnahmen 

72. Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
einen Antrag auf Umstellungsdarlehen für ein 
Stahlunternehmen gestellt. Beantragt wurden 75 Mil-
lionen DM, die zinsverbilligt gewährt werden sollen. 

Für von Anpassungsmaßnahmen betroffene Arbeit-
nehmer wurden bei der Kommission fünf Anträge 
auf Gewährung von Anpassungsbeihilfen zugunsten 
von 3 372 unmittelbar und 1 870 mittelbar betroffe-
nen Arbeitnehmern gestellt. 

Der Anteil der Kommission an den finanziellen 
Aufwendungen für diese Fälle wird etwa 10,9 Mil-
lionen DM betragen. Hierzu leistet die Bundesregie-
rung einen mindstens gleich hohen Betrag. 

Im Berichtszeitraum genehmigte die Kommission 
9 Anträge mit einem Beihilfeanteil von 7,2 Millio-
nen DM für 3 510 unmittelbar betroffene Arbeitneh-
mer. 

Arbeiterwohnungsbau 

73. Die Kommission hat im Rahmen des I. Ab-
schnitts des 8. EGKS-Wohnungsbauprogramms 
1 714 962 DM Darlehen für 502 Bergarbeiterwohnun-
gen in der Bundesrepublik genehmigt. 
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Sie hat ferner beschlossen, für den II. Abschnitt 
dieses 8. Programms (Kohlenbergbau und Stahlindu-
strie) eine Finanzierungshilfe in Höhe von 30 Mil-
lionen ERE — je nach verfügbaren Mitteln — aus 
der Spezialreserve und dem ehemaligen Ruhege-
haltsfonds EGKS-Bilanz vorzusehen. 

XL Verbraucherpolitik 

74. Am 2. und 3. Dezember 1976 hat die Kommis-
sion in Brüssel ein „Kolloquium der Verbraucheror-
ganisationen" veranstaltet. Es war das erste Treffen 
dieser Art, an dem mehr als 150 Vertreter von Ver-
braucherorganisationen und Beobachter aus dritten 
Ländern teilnahmen. Von den Verbrauchsorganisa-
tionen wurde gefordert, daß die Kommission anstel-
le der Politik des „Verbraucherschutzes" eine um-
fassendere Politik der „Förderung der Verbraucher-
interessen" verfolgen solle. 

75. Im Lebensmittelbereich hat der Rat einer Rei-
he von Richtlinien zum Schutz der Gesundheit der 
Verbraucher zugestimmt, so u. a. über Materialien 
-und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Le-
bensmitteln in Berührung zu kommen, über Höchst-
gehalte an Rückständen von Schädlingsbekämp-
fungsmittel auf und in Obst und Gemüse und über 
Lebensmittel, die für eine besondere Ernährung be-
stimmt sind (diätetische Lebensmittel). 

76. Dem Rat zugeleitet wurde am 17. Januar 1976 
der Entwurf einer Richtlinie zum Schutz der Ver-
braucher bei Verträgen, die außerhalb von Ge-
schäftsräumen abgeschlossen werden (Haustürge-
schäfte). Ziel dieser Richtlinie ist es, die Verbrau-
cher vor Schädigungen zu bewahren, die durch den 
mit solchen Geschäften verbundenen Überra-
schungseffekt entstehen können. 

XII. Bildungspolitik 

77. Der Rat und die im Rat vereinigten Minister 
für Bildungswesen haben auf ihrer Tagung am 
29. November 1976 in Brüssel die in ihrem Auftrag 
vom Ausschuß für Bildungsfragen vorgelegte Ana-
lyse über die Vorbereitung der Jugendlichen auf 
den Beruf in den Mitgliedstaaten der EG beraten 
und aufgrund der darin enthaltenen Vorschläge 
eine Entschließung mit Maßnahmen zur Verbesse-
rung gefaßt, deren endgültiger Wortlaut in den 
Sprachen der Gemeinschaft mit Datum vom 13. De-
zember 1976 veröffentlicht worden ist. 

Die EG-Bildungsminister haben sich im einzelnen 
auf sieben im Rahmen der nationalen Bildungspoli-
tik zu verfolgende Maßnahmen und sechs als flan-
kierende, auf Gemeinschaftsebene durchzuführende 
Themenbereiche für Modellvorhaben verständigt. 
Die Ergebnisse der nationalen Vorhaben — u. a. 
Entwicklung berufsvorbereitender Bildungsvorgän-
ge, Bildung- und Berufsberatung, Hilfen für Behin-
derte Verbesserung der Lehrerausbildung — sollen 
miteinander verglichen werden; das Gemeinschafts

-

programm — u. a. Ausbildungsbedürfnisse Jugend-
licher ohne Arbeitsplatz, Motivationsuntersuchun-
gen, Chancenverbesserung für Mädchen, Auslän-
derkinder und behinderte Jugendliche bei Berufszu-
gang und Ausbildung — soll den Ausbau der natio- 
nalen Politik unterstützen. Zu diesem Gemein-
schaftsprogramm gehören ferner Studienaufenthalte 
und Seminare für Berufsberater, Ausbilder und Leh-
rer und die Verbesserung der statistischen Daten 
innerhalb der Gemeinschaft. Das Gemeinschaftspro-
gramm soll nach dem Willen der Minister in den 
Jahren 1978 bis 1980 mit Gesamtkosten von 11,4 
Millionen Rechnungseinheiten durchgeführt wer-
den. 

78. Am 9. März konnte das Europäische Berufsbil-
dungszentrum in Berlin sein neues Dienstgebäude 
beziehen. An der Einweihungsfeier nahm auch der 
Vizepräsident der Kommission, Herr Vredeling, 
teil. 

XIII. Umweltpolitik 

79. In der Ratstagung am 9. Dezember 1976 wurde 
das fortgeschriebene Umweltaktionsprogramm für 
die Jahre 1977 bis 1981 verabschiedet. Dieses neue 
Programm ist die Basis für eine kontinuierliche 
Fortführung und Weiterentwicklung der gemein-
schaftlichen Umweltpolitik. Neue Schwerpunkte 
liegen insbesondere im Bereich der Lärmbekämp-
fung, der Abfallwirtschaft und bei Umweltmaßnah-
men in der Agrarwirtschaft. 

80. Der Rat billigte ferner die Richtlinie betr. die 
biologischen Normen von Blei und die Überwa-
chung der Gefährdung der Bevölkerung durch Blei. 
Diese Richtlinie sieht vor, daß für einen Zeitraum 
von vier Jahren der Blutbleispiegel durch repräsen-
tative Probenahmen bei der Bevölkerung auf frei-
williger Basis gemessen wird; darüber hinaus wer-
den Höchstwerte für den Bleigehalt im Blut festge-
legt, deren Überschreitung nationale Gegenmaßnah-
men auslösen soll. 

81. Verabschiedet wurden ferner 

— der Beschluß betr. die Beteiligung der Gemein-
schaft am Übereinkommen zum Schutz des 
Rheins gegen chemische Verunreinigung und 
den Beitritt der EG zur Internationalen Rhein-
schutzkommission; 

— der Beschluß betr. die Beteiligung der Gemein-
schaft am Übereinkommen zum Schutz des Mit-
telmeeres vor Verschmutzung. 

82. Der Rat führt schließlich eine Grundsatzdis-
kussion über Richtlinienvorschläge der Kommission 
betreffend: 

— die Qualität von Wasser für den menschlichen 
Gebrauch 

— die Gewässerverschmutzung durch die Zellstoff-
industrie 

— die Abfälle aus der Titandioxidproduktion. 
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Der Rat bekundete zu diesen Vorschlägen seinen 
politischen Willen, alsbald zu gemeinschaftlichen 
Regelungen zu kommen. 

83. Die Kommission hat im Frühjahr 1976 den Ent-
wurf einer Richtlinie über die Erhaltung der Vogel-
arten vorgelegt. Der Entwurf wurde mit Regie-
rungssachverständigen in drei Sitzurigen erörtert 
und Ende Dezember als Vorschlag der Kommission 
dem Rat zugeleitet. Der Richtlinienvorschlag ist 
Anfang März 1977 erstmals im Rahmen des Rates 
erörtert worden. Mit seiner Verabschiedung durch 
den Rat ist 1977 zu rechnen. 

XIV. Der Gemeinsame Markt 

Niederlassungsrecht und Dienstleistungsverkehr 

84. Im Berichtszeitraum hat der Rat die Richtlinie 
über Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächli-
chen Ausübung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die Tätigkeiten 
des Versicherungsagenten und des Versicherungs-
maklers verabschiedet. Danach wird eine prakti-
sche Tätigkeit von bestimmter Dauer in einer die-
ser Vermittlertätigkeiten im Herkunftsland des Be-
werbers den im Aufnahmeland verlangten Berufs-
anforderungen gleichgestellt. Dem deutschen Anlie-
gen, die Tätigkeit des Maklers und des Agenten 
gleichzubewerten, wurde weitgehend Rechnung ge-
tragen. Lediglich diejenigen Aufnahmeländer, die 
an die Berufstätigkeit des Maklers höhere Anforde-
rungen stellen als an die des Agenten, können bei 
der Zulassung zur Tätigkeit des Maklers verlangen, 
daß die Vermittlertätigkeit im Herkunftsland im 
Maklerberuf ausgeübt wurde. Hierdurch soll eine 
Benachteiligung der eigenen Staatsangehörigen der 
betreffenden Aufnahmeländer vermieden werden. 

85. Der Rat verabschiedete eine Richtlinie, die es 
den Rechtsanwälten der Gemeinschaft ermöglicht, 
in jedem der neun EG-Länder beruflich tätig zu 
werden. Aufgrund der Richtlinie sind die Mitglied-
staaten künftig gehalten, Anwälten aus anderen 
Mitgliedstaaten die Ausübung vorübergehender Tä-
tigkeiten, also insbesondere die Vertretung von 
Mandanten im Bereich der Rechtspflege oder vor 
Behörden, zu gestatten. 

Die im jeweiligen Gastland bestehenden Berufsaus-
übungs- und Standesregeln gelten im wesentlichen 
auch für den ausländischen Anwalt, der von dieser 
Möglichkeit Gebrauch macht. 

86. Die Beratung des Richtlinienvorschlags Kran-
kenschwestern steht kurz vor dem Abschluß. Die 
Verhandlungen über den Richtlinienvorschlag Ar-
chitekten stagnieren weiterhin wegen der Frage der 
EG-weiten Anerkennung der dreijährigen deut-
schen Fachhochschulausbildung. Neu aufgenommen 
wurden die Verhandlungen über die Richtlinienvor-
schläge Zahnärzte. 

Im Versicherungsbereich steht der Richtlinienvor-
schlag Mitversicherung kurz vor der Verabschie-
dung. 

Aufgenommen wurden die Verhandlungen über den 
Richtlinienvorschlag zur weiteren Koordinierung 
und zur Erleichterung des Dienstleistungsverkehrs 
im Bereich der Schadenversicherung. 

Gemeinschaftliche Sommerzeit 

87. Im Verfolg der Bemühungen der Gemeinschaft 
um die Harmonisierung der Sommerzeit hat die 
Bundesregierung am 16. Februar 1977 dem Entwurf 
eines Zeitgesetzes zugestimmt und den Gesetzent-
wurf den gesetzgebenden Körperschaften zur weite-
ren Behandlung zugeleitet. Der Gesetzentwurf sieht 
u. a. eine Ermächtigung für die Bundesregierung 
vor, die Sommerzeit im Wege der Rechtsverord-
nung in der Bundesrepublik Deutschland einzufüh-
ren. Damit wird die Bundesregierung in die Lage 
versetzt, kurzfristig ihre Maßnahmen mit denjeni-
gen benachbarter Staaten zu koordinieren und zu 
einer einheitlichen Sommerzeit in ganz Westeuropa 
zu gelangen. 

Der Gemeinsame Kohlemarkt 

88. Im Kalenderjahr 1976 wies die Kohlewirtschaft 
der Gemeinschaft einen leichten Trend aus der Ab-
satzkrise auf, in die sie gegen Ende 1974 geraten 
war. Es setzte insgesamt gesehen eine Besserung 
des Kohleabsatzes ein, der allerdings allein durch 
einen deutlichen Anstieg des Verbrauchs der Elek-
trizitätswerke bedingt war. Die erhoffte Belebung 
in der Eisen- und Stahlindustrie blieb jedoch aus, 
so daß von einer durchschlagenden Verbesserung 
des Kohlemarktes noch nicht gesprochen werden 
kann. Immer noch blieb der Absatz an Steinkohle 
unter dem Angebot. 

89. In Anbetracht der bestehenden Absatzschwie-
rigkeiten haben die Bergbauunternehmen der Ge-
meinschaft ihre Förderung von 256,9 Millionen t in 
1975 auf 247,6 Millionen t in 1976, d. h. um 3,6 % 
zurückgenommen. Neben der Schließung von Kapa

-

zitäten über 4,8 Millionen t wurde u. a. auch in ei-
nigen Revieren (Bundesrepublik) vorübergehend 
Kurzarbeit eingeführt. 

90. Wie die Förderung wurde auch die Kokserzeu-
gung weiter eingeschränkt. Nachdem die Zechen- 
und Hüttenkokereien bereits in 1975 gegenüber 
1974 um 4,4 %weniger Koks erzeugt hatten, war in 
1976 gegenüber 1975 nochmals ein Rückgang um 
3,2 %, d. h. von 78,6 Millionen t auf 76,2 Millionen t 
zu verzeichnen (Erzeugung 1974 = 82,3 Millio-
nen t). 

91. Die Unausgewogenheit zwischen Produk-
tion/Erzeugung und Absatz hat in 1976 zu einem 
weiteren Anstieg der Bestände an Kohle und Koks 
bei den Zechen und Kokereien geführt. Die Ende 
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1975 mit insgesamt 39,2 Millionen t vorhandenen 
Bestände erhöhten sich bis Ende 1976 auf 44,8 Mil-
lionen t. Besonders stark sind die in vorstehenden 
Zahlen enthaltenen Koksbestände angestiegen, 
nämlich von 13,0 Millionen t auf 18,0 Millionen t. 

92. Entgegen der Entwicklung des Marktes für Ge

-

meinschaftskohle hat die Einfuhr von Drittlands-
kohle in den vergangenen drei Jahren laufend zu-
genommen. 1976 wurden rd. 42 Millionen t einge-
führt, in 1975 waren es rd. 41 Millionen t und in 
1974 nur rd. 38 Millionen t. 

93. Der Austausch von Kohle und Koks innerhalb 
der Gemeinschaft hat in 1976 gegenüber dem Vor-
jahr — z. T. bedingt durch die gestiegenen Dritt-
landseinfuhren — keine Belebung erfahren. So gin-
gen die den Austausch überwiegend bestreitenden 
Lieferungen der Bundesrepublik in 1976 gegenüber 

1975 bei Kohle auf 11,8 Millionen t (Vorjahr 13,6) 
und 

bei Koks auf 4,7 Millionen t (Vorjahr 5,0) 

zurück. Diese Rückgänge betrafen fast ausschließ-
lich die Abnahmen der Eisen- und Stahlindustrie. 

94. Die Ausfuhren der Gemeinschaft in dritte Län-
der blieben in 1976 gegenüber dem Vorjahr stabil 
und lagen bei rd. 3,5 Millionen t Kohle und Koks. 

95. Nach den Preisanhebungen zum Jahresanfang 
1976 blieben die Listenpreise für Gemeinschaftskoh-
le in den wichtigsten Revieren im Laufe des Jahres 
unverändert. Praktisch unverändert hoch blieb auch 
der von der EG-Kommission ermittelte Indikativ

-

preis für Drittlands-Kokskohle. Durch den Wechsel-
kursverfall des US-Dollars ergab sich jedoch bei 
Kokskohle zum Jahresende 1976 ein Preisvorteil für 
Drittlandskokskohle gegenüber Gemeinschafts-Koks-
kohle. Die Drittlandspreise für Kessel-Kohle lagen 
auch in 1976 unter den Preisen für Gemeinschafts -
Kesselkohle. Dies gilt auch für britische Kohle; der 
Preisunterschied war hier allerdings sehr gering. 

96. Die EG-Kommission hat im Jahre 1976 eine 
Reihe von Vorschlägen zur Kohlenwirtschaftspoli-
tik vorgelegt 	(Fortführung des Kokskoh

-

len-Beihilfesystem, Investitionshilfen für Kraftwer-
ke auf Kohlebasis, Haldenfinanzierung), über die 
z. T. intensiv verhandelt wurde, ohne das bisher 
Endgültiges beschlossen wurde. Außerdem wurden 
auch Vorschläge zur Bewältigung des Problems der 
Einfuhren aus dritten Ländern gemacht. Über alle 
Vorschläge und vorgesehenen Maßnahmen wird 
z. Z. weiter verhandelt. 

Gemeinsamer Stahlmarkt 

97. Das Jahr 1976 verlief für die deutsche und die 
meisten übrigen Stahlindustrien der Gemeinschaft 
enttäuschend. 

Die Rohstahlerzeugung in der EG lag 1976 im Ver-
gleich zu dem — außerordentlich schlechten — 
Vorjahr zwar um 7,1 % höher (ca. 134 Millionen t 
gegenüber rd. 126 Millionen t), sie war jedoch noch 
weit von dem Niveau der Jahre 1974 (ca. 156 Mil-
lionen t) bzw. 1973 (rd. 150 Millionen t) entfernt. 
Die Entwicklung in den einzelnen Mitgliedstaaten 
differierte beträchtlich: Während die Luxemburgi-
sche Stahlindustrie Produktionseinbußen (-1,3 %) 
hinnehmen mußte, nahm die Erzeugung der übrigen 
Stahlindustrien, wenn auch in sehr unterschiedli-
chem Umfang, zu. Die niedrigsten Wachstumsraten 
verzeichneten die deutsche sowie die belgische 
Stahlindustrie (jeweils + 4,9 %). Etwa im gemein-
schaftlichen Durchschnitt bewegten  sich Italien 
(+ 7,2 %), die Niederlande (+ 7,4 %) und Frank-
reich (-I- 7,9 %). Kräftige Produktionssteigerungen 
verzeichnete die englische Stahlindustrie 
(+ 13,2 %). 

98. Die Auftragseingänge für Walzstahlfertiger-
zeugnisse bei den Werken der EG nahmen im Vor-
jahr insgesamt um 5,6 0/0 zu. Die Entwicklung von 
innergemeinschaftlicher (+ 9,3 %) und Drittlands

-

nachfrage (-10,4 %) verlief jedoch entgegenge-
setzt. Die Tendenz der Stahlpreise war bis zum 
3. Quartal 1976 aufwärtsgerichtet, so daß eine ge-
wisse Erholung von den starken Einbrüchen im 
Jahre 1975 stattfand. Im Jahresmittel 1976 betrug 
der durchschnittliche Preisanstieg 7,5 % gegenüber 
1975. In jüngerer Zeit sind jedoch wieder Preis-
rückgänge feststellbar. 

99. Auf dem Schrottmarkt hat das anhaltend ge-
ringe Produktionsniveau der Stahlindustrie (Kapazi-
tätsauslastung ca. 60 %) mengen- und preismäßig 
zu einem starken Rückgang geführt. Seit Oktober 
1976 ist der inländische Schrottpreis für die Grund-
sorte um 40 DM/t auf nur noch 160 DM/t abgesun-
ken. Hierdurch wird die Sammeltätigkeit beein-
trächtigt. Die auf Gemeinschaftsebene beschlosse-
nen Schrottexportkontingente werden aufgrund der 
weltweit unbefriedigenden Stahlkonjunktur weiter-
hin nur begrenzt ausgeschöpft. Auch außenwirt-
schaftlich erfährt damit der Schrottmarkt nur wenig 
Entlastung. 

XV. Rechtsangleichung 
Gewerblicher Bereich 

100. Im Berichtszeitraum hat der Rat eine Richtli-
nie über Taxameter verabschiedet. 

Damit liegen im Bereich des Meßwesens nunmehr 
21 Richtlinien vor. 

Lebensmittelrecht 

101. Der Rat hat am 21. Dezember 1976 eine Richt-
linie über Lebensmittel, die für eine besondere Er-
nährung bestimmt sind, verabschiedet. Sie gibt als 
Rahmenrichtlinie eine Definition diätetischer Le- 
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bensmittel, die mit der in der Bundesrepublik bis-
her geltenden Definition praktisch vollständig über-
einstimmt. Für Lebensmittel, die der Richtlinie 
nicht entsprechen, wird die Bezeichnung „Diät" 
oder „diätetische" verboten. Darüber hinaus regelt 
die Richtlinie die Werbung für diätetische Lebens-
mittel und enthält Vorschriften über die Kennzeich-
nung. Die Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
über diätetische Lebensmittel ist für viele Bürger 
der Gemeinschaft, deren Gesundheitszustand von 
einer richtigen Ernährung abhängig ist, von großer 
Bedeutung. 

102. Die Richtlinie vom 23. November 1976 über 
Materialien und Gegenstände, die mit Lebensmit-
teln in Berührung kommen, enthält für einen wich-
tigen Bereich der Bedarfsgegenstände Rahmenbe-
stimmungen. Sie sollen durch nachfolgende Einzel-
richtlinien ergänzt werden. Die in der Richtlinie 
festgelegten allgemeinen Grundsätze zum Schutz 
der Gesundheit beim Übergang von Stoffen aus Be-
darfsgegenständen auf Lebensmittel entsprechen 
den Vorschriften, die bereits im Lebensmittel- und 
Bedarfsgegenständegesetz vom 15. August 1974 ent-
halten sind. Da die Bestimmungen der Richtlinie 
über die Kenntlichmachung von Bedarfsgegenstän-
den nur nach Erlaß von Einzelrichtlinien oder ein-
zelstaatlichen Vorschriften derselben Art in natio-
nales Recht umgesetzt werden müssen, ist der Erlaß 
deutscher RechtsvorschriFten aufgrund der Richtlinie 
zur Zeit nicht erforderlich. 

103. Die Richtlinie vom 23. November 1976 über 
die Festsetzung von Höchstgehalten an Rückstän-
den  von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf und in 
Obst und Gemüse enthält Höchstmengen für Pflan-
zenschutzmittelrückstände von 36 Stoffen bzw. 
Stoffgruppen bei frischem Obst und Gemüse. In den 
Mitgliedstaaten können, wenn diese es für notwen-
dig erachten, die Höchstmengen auch überschritten 
werden, jedoch — wie in einer Protokoll-Notiz fest-
gelegt wurde — nicht höher als bis zu den im Co-
dex Alimentarius festgelegten Toleranzwerten. 

Das gesundheitspolitische Ziel der Bundesregierung 
ist durch die in der vorliegenden Form erlassene 
Richtlinie nicht voll erreicht worden. Da die Mit-
gliedstaaten nicht verpflichtet sind, die in der 
Richtlinie erstellten Höchstmengen ausnahmslos 
einzuhalten, stellt die Richtlinie nur einen ersten 
Schritt zu dem Ziel einer echten Rechtsangleichung 
auf dem Gebiet der Vorschrift für Rückstandstole-
ranzen dar. 

Die Bundesregierung hat durch die erste und die 
zweite Änderung der Höchstmengenverordnung 
Pflanzenschutz, pflanzliche Lebensmittel die 
EG-Höchstmengen schon weitgehend in das natio-
nale Recht übernommen. 

Pflanzenschutzrecht 

104. Am 21. Dezember 1976 verabschiedete der Rat 
die Richtlinie über Maßnahmen zum Schutz gegen 

das Verbringen von Schadorganismen der Pflanzen 
oder Pflanzenerzeugnisse in die Mitgliedstaaten. 
Mit der Richtlinie soll eine Harmonisierung der 
Pflanzenbeschauvorschriften in den EG-Mitglied-
staaten erzielt werden. 

Futtermittelrecht 

105. Im Verlauf der langfristigen Bemühungen um 
eine Harmonisierung des Futtermittelrechts wurde 
die Richtlinie des Rates vom 23. November 1976 
über den Verkehr mit Einzelfuttermitteln verab-
schiedet. Sie bedeutet einen ersten Schritt in Rich-
tung auf eine einheitliche Gemeinschaftsregelung. 
Auch in den Bereichen Zusatzstoffe und Schadstof-
fe in der Tierernährung wurden durch die Aufnah-
me weiterer Stoffe in die Anhänge der entsprechen-
den Richtlinien Fortschritte erzielt. 

Veterinärrecht 

106. Die Arbeiten zur Angleichung des Veterinär-
rechts auf dem Gebiet der Fleischhygiene und der 
Lebensmittel tierischer Herkunft betrafen in erster 
Linie den Bereich der hygienischen Anforderungen, 
um durch entsprechende Gemeinschaftsregelungen 
den freien Verkehr dieser Erzeugnisse innerhalb 
der Gemeinschaft weiter zu fördern. Im Vorder-
grund steht in diesem Zusammenhang insbesondere 
die am 21./22. Dezember 1976 erfolgte Verabschie-
dung folgender Richtlinien und Verordnungen: 

— Richtlinie des Rates über die Untersuchung von 
frischen Schweinefleisch auf Trichinen bei der 
Einfuhr aus Drittländern, 

— Richtlinie des Rates zur Regelung gesundheitli-
cher Fragen beim Handelsverkehr mit Fleischer-
zeugnissen, 

— Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 
zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim 
Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch, 

— Richtlinie der Kommission über die Kennzeich-
nung der Genußtauglichkeit von frischem Geflü-
gelfleisch in Großpackungen, 

— Verordnung des Rates zur Festlegung gemeinsa-
mer Normen für den Wassergehalt von gefrore-
nen und tiefgefrorenen Hühnern, Hähnen und 
Hähnchen. 

107. Im Berichtszeitraum ist nach Beseitigung der 
Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Erstel-
lung einer Liste von Drittländern, aus denen unter 
Berücksichtigung tierseuchenhygienischer Ge-
sichtspunkte Rinder und Schweine sowie frisches 
Fleisch in die Gemeinschaft eingeführt werden dür-
fen, die „Entscheidung des Rates vom 21. Dezember 
1976 über die gemeinschaftliche Finanzierung be-
stimmter dringender Veterinärmaßnahmen" verab-
schiedet worden. Hierdurch wird ein EWG-Fonds 
geschaffen, aus dem beim Auftreten bestimmter 
exotischer Tierseuchen Mittel für die Entschädi- 
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gung von Tierverlusten, für Impfstoffe und für die 
Durchführung von Impfungen gegeben werden sol-
len, sofern die in der Entscheidung festgelegten 
Rahmenbedingungen eingehalten werden. 

108. Durch die Richtlinie vom 21. Dezember 1976 
zur Änderung der Richtlinien 64/432/EWG, 
72/461/EWG und 72/462/EWG auf dem Gebiet des 
Veterinärwesens entfällt 'ab 1. Januar 1977 die bis-
her Dänemark und dem Vereinigten Königreich zu-
gestandene Ermächtigung, bei der Einfuhr von fri-
schem Rindfleisch aus Mitgliedstaaten der EG inner-
staatliche Vorschriften zum Schutz gegen die Ein-
schleppung der Maul- und Klauenseuche anzuwen-
den. Beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr 
mit frischem Schweinefleisch sowie mit lebenden 
Rindern und Schweinen aller Nutzungskategorien 
sieht die Richtlinie für die Beitrittsländer eine 
schrittweise Anpassung an die gemeinsamen Rege-
lungen vor. 

Düngemittelrecht 

109. Der in der Richtlinie zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Dünge-
mittel vorgesehene Ausschuß billigte einmütig ei-
nen Richtlinienvorschlag der Kommission betref-
fend Probenahme und Analysemethoden. Damit 
wurde die Voraussetzung dafür geschaffen, daß die 
amtlichen Kontrollen im Düngemittelverkehr in der 
Gemeinschaft künftig nach einheitlichen Verfahren 
durchgeführt werden können. 

Unlauterer Wettbewerb 

110. Am 15. Februar 1976 sind innerhalb der Kom-
mission die Beratungen über eine 1. Richtlinie zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs, die 
Richtlinie über irreführende und unlautere Wer-
bung, abgeschlossen worden. Mit der Richtlinie soll 
das Recht der Mitgliedstaaten im Bereich der Vor-
schriften gegen die täuschende Werbung und gegen 
die aus anderen Gründen unlautere Werbung ver-
einheitlicht werden. Die Mitgliedstaaten sollen den 
von einer solchen Werbung Betroffenen sowie den 
Verbänden der Gewerbetreibenden und Verbrau-
cher die Möglichkeit geben, einen Unterlassungsan-
spruch in einem Eilverfahren — in Deutschland im 
Verfahren der einstweiligen Verfügung — durchzu-
setzen. Der Richtlinienentwurf wird nunmehr dem 
Europäischen Parlament und sodann dem Rat zuge-
leitet werden. 

Handelsvertreterrecht 

111. Nach mehrjährigen Vorarbeiten hat die Kom-
mission dem Rat am 17. Dezember 1976 den Vor-
schlag für eine Richtlinie zur Koordinierung der 
Rechte der Mitgliedstaaten die (selbständigen) Han-
delsvertreter betreffend  zugeleitet. Der Richtlinien-
vorschlag sieht eine sehr weitgehende Koordinie

-

rung des Rechts des Handelsvertretervertrages vor. 
Ziel dieser Koordinierung ist es, zum einen Rechts-
unterschiede in der Gemeinschaft zu beseitigen, die 
sich nachteilig auf das Funktionieren des Gemein-
samen Markts auswirken, zum anderen den Rechts-
schutz des Handelsvertreters als des wirtschaftlich 
schwächeren Partners gegenüber dem Unternehmen 
zu verbessern. 

Öffentliches Auftragswesen 

112. Der Rat hat am 22. Dezember 1976 die Richtli-
nie über die Koordinierung der Verfahren zur Ver-
gabe öffentlicher Lieferaufträge verabschiedet. Für 
den Bereich der öffentlichen Bauaufträge ist die 
entsprechende EG-Richtlinie bereits seit 1971 in 
Kraft. Ziel der „Liefer-Koordinierungsrichtlinie", 
die im Grundsatz den gesamten Bereich der öffent-
lichen Lieferaufträge umfaßt, ist es, diese einem 
EG-weiten Wettbewerb — bei Gleichbehandlung 
der Bewerber — zu unterstellen. Damit würde zu-
gleich ein wirtschaftlicherer Einsatz der Haushalts-
mittel der öffentlichen Verwaltungen erreicht wer-
den. 

Der erstrebten wirksamen Öffnung der öffentlichen 
Beschaffungsmärkte dienen insbesondere folgende 
Maßnahmen: 

— die Verpflichtung zur Ausschreibung der öffent-
lichen Lieferaufträge oberhalb einer bestimmten 
Auftragssumme (200 000 RE derzeit ca. 
540 000 DM) im Amtsblatt der EG in allen Ge-
meinschaftssprachen, 

— die Verpflichtung zur Einhaltung bestimmter 
Kriterien und Verfahren für Auswahl und Zu-
schlag bei Bewerbern um öffentliche Aufträge. 

Der Rat hat in einer Erklärung darauf hingewiesen, 
daß die Harmonisierung der technischen Normen 
im Fernmeldewesen ein wesentliches Element für 
den Vergabewettbewerb auf Gemeinschaftsebene 
auf diesem Sektor darstelle. Die Harmonisierungs-
arbeiten eines Ausschusses der Europäischen Kon-
ferenz der Verwaltungen für Post- und Fernmelde-
wesen (CEPT) sollen zusammen mit Anstrengungen 
der Mitgliedstaaten und der Kommission nach ei-
nem Ende 1979 vorzuschlagenden Zeitplan zu einem 
Vergabeverfahren führen, das den Auftragnehmern 
eine angemessene Teilnahmemöglichkeit bieten 
soll. 

Börsenrecht 

113. Die Kommission hat dem Rat am 4. November 
1976 den geänderten Vorschlag für eine Richtlinie 
zur Koordinierung der Bedingungen für die Zulas-
sung von Wertpapieren zur amtlichen Notierung an 
einer Wertpapierbörse zugeleitet. Die Änderungen 
erfolgten aufgrund der Stellungnahmen des Europä-
ischen Parlaments sowie des Wirtschafts- und So-
zialausschusses. 
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Bankenaufsichtsrecht 

114. Die Kommission hat Ende 1976 den Entwurf 
einer Richtlinie für die Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Meldung bestimmter Kredite und den Aus-
tausch dieser Kreditinformationen (Evidenzzentra-
len) erarbeitet, der dem Rat in Kürze vorgelegt 
wird. 

Der Richtlinienvorschlag soll die vorgesehene 
Koordinierung der nationalen Bankaufsichtsrechte 
fortsetzen, die 1974 mit dem Vorschlag einer Richt-
linie zur Anpassung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften über die Aufnahme und Ausübung der 
Tätigkeit der Kreditinstitute eingeleitet wurde. 

Der neue Richtlinienentwurf verpflichtet die Mit-
gliedstaaten, Evidenzzentralen einzurichten, bei de-
nen Kreditinstitute die Verschuldung ihrer Kredit-
nehmer von einer bestimmten Größe an melden. 
Die nationalen Evidenzzentralen tauschen unterein-
ander ihre gesammelten Informationen aus ,und ge-
ben sie an Kreditinstitute ihres Bereichs weiter. 
Durch dieses System von Meldungen, Informations-
austausch und Rückmeldung werden die Erkennt-
nismöglichkeiten der Bankaufsichtsbehörden in den 
Mitgliedstaaten wesentlich verbessert. Dies ist er-
forderlich, da die Kreditbeschaffung über die Bin-
nengrenzen der EG hinweg zunehmend an Bedeu-
tung gewinnt. 

Gesellschaftsrecht 

115. Am 13. Dezember 1976 hat der Rat die Zweite 
gesellschaftsrechtliche Richtlinie verabschiedet. Die 
Richtlinie enthält Mindestanforderungen für die 
Gründung von Aktiengesellschaften, für die Höhe 
ihres Grundkapitals, für die Kapitalerhaltung und 
für die Maßnahmen der Kapitalerhöhung und -her-
absetzung. Grundlegende Änderungen des deut-
schen Aktiengesetzes werden durch die Richtlinie 
nicht erforderlich; jedoch werden die Regeln über 
den Erwerb eigener Aktien und die Bestimmungen 
über die Einbringung und die Prüfung von Sachein-
lagen verschärft werden müssen. 

B. Außenbeziehungen 

XVI. Außenwirtschaftspolitik 

Zollpolitik 

120. Mit der Verabschiedung des Schemas 1977 
der Allgemeinen Zollpräferenzen für Entwicklungs-
länder hat die Gemeinschaft wieder einen wichti-
gen Schritt zur Öffnung ihres Marktes für Erzeug-
nisse aus den Ländern der Dritten Welt verwirk-
licht. 

Zollrecht 

116. . Die im Vereinfachungsprogramm der EG-
Kommission vom 25. Februar 1975 vorgesehene Zu-
sammenfassung des Gemeinschaftszollrechts konnte 
im Bereich des gemeinschaftlichen Versandverfah-
rens abgeschlossen werden. Nach Verabschiedung 
der Neufassung der Versandverordnung durch den 
Rat hat die Kommission eine Durchführungsverord-
nung hierzu erlassen, in der alle bisherigen Einzel-
verordnungen zusammengefaßt sind. Die Maßnah-
men dienen der Übersichtlichkeit des geltenden Ge-
meinschaftszollrechts. Sie treten am 1. Juli 1977 in 
Kraft. 

117. Im Zuge der Vereinfachung des gemein-
schaftlichen Versandverfahrens konnten die Arbei-
ten an einem neuen EWG-einheitlichen Vordruck 
Versandanmeldung/Versandschein fast abgeschlos-
sen werden. Dabei ist die deutsche Anregung be-
rücksichtigt worden, die die Verwendung eines ein-
zigen Formulars für Waren mit unterschiedlichem 
Zollstatus vorsah. Zur Zeit werden im gemein-
schaftlichen Versandverfahren drei verschiedene 
Vordrucke verwendet, und zwar für Drittlandsgut 
= T 1, für Gemeinschaftsgut = T 2 oder T 3. 

118. Nach Aushandlung eines neuen verbesserten 
Zollübereinkommens für den internationalen Wa-
rentransport mit Carnets TIR (TIR-Übereinkommen) 
im November 1975 im Rahmen der ECE in Genf hat 
der Rat der EG am 21. Dezember 1976 eine Verord-
nung zur vorgreifenden Anwendung der techni-
schen Anlagen zum Übereinkommen sowie des Car-
net-Musters verabschiedet. Die Anlagen finden seit 
dem 1. Januar 1977 in der Gemeinschaft Anwen-
dung. 

119. Zu der Rats-Verordnung über die zollrechtli-
che Behandlung von Waren, die in das Zollgebiet 
der Gemeinschaft zurückkehren, hat die Kommis-
sion Durchführungsbestimmungen erlassen, die u. a. 
ein Informationsverfahren zwischen den Mitglied-
staaten für die Fälle vorsieht, in denen eine Ware 
in einen anderen Mitgliedstaat als den der Ausfuhr 
zurückkehrt. 

Folgende Elemente kennzeichnen das Präferenz-
schema 1977: 

— Anwendung des neuen Referenzjahres 1974 zur 
Ermittlung der Höchstmengen (Plafonds) für die 
zollfreie Einfuhr von industriellen Erzeugnissen 
aus Entwicklungsländern. Insgesamt steigen die 
Plafonds um durchschnittlich 40 % auf 6,2 
Mrd. RE für die Gemeinschaft. 

— Inkrafttreten des im GATT hinterlegten Ange-
bots für Handelserleichterungen für tropische 
Produkte, soweit deren Verwirklichung im Rah- 
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men des Präferenzschemas vorgesehen war 
(weitere Senkung von Zöllen, 46 neue Präferenz-
positionen, Erhöhung der Zollkontingente für 
Rohtabak und Ananaskonserven). 

— Die erstmalige besondere Erwähnung der am 
wenigstens entwickelten Länder in der Präferenz-
regelung. Für diese Länder ist in einem ersten 
Schritt die Regelung der Länderhöchstbeträge 
bei den meisten Waren aufgehoben worden, 
d. h. die Gemeinschaft verzichtet darauf, die 
normalen Zölle gegenüber den 'ärmsten Ländern 
wieder anzuwenden, selbst wenn diese die fest-
gelegten Prozentsätze der Plafonds überschritten 
haben. 

- Verbesserung auch in dem besonders empfindli

-

chen Textilsektor durch Erhöhung der Plafonds 
um 5 % und Wegfall der Unterscheidung zwi-
schen Baumwoll- und anderen Textilprodukten. 
Einführung einer Differenzierung zwischen den 
besonders lieferstarken und den weniger wett-
bewerbsfähigen Entwicklungsländern, wodurch 
den weniger entwickelten Ländern zusätzliche 
zollfreie Liefermöglichkeiten gegeben werden. 
Ferner Einbeziehung der abhängigen Länder und 
Gebiete (darunter Hongkong und Macau) bei 
den weniger empfindlichen Produkten. Schließ-
lich wurde in den Ursprungsbestimmungen die 
bestehende Kumulationsregelung für den ASEAN

-

Raum den zentralamerikanischen Markt sowie 
die Anden-Gruppe nunmehr auch auf Textilien 
ausgedehnt. 

Die Präferenzregelung der EG für 1977 wird den 
Entwicklungsländern weitere Fortschritte bei 
der Diversifizierung ihrer Exportstrukturen und 
der Verbesserung ihrer Zahlungsbilanzen, den 
erklärten Zielen dieser entwicklungspolitischen 
Maßnahme, ermöglichen. 

121. Ein weiterer Bereich der Zollpolitik betraf die 
Abwehr von Dumpinglieferungen anderer Länder 
auf den Markt der Gemeinschaft. Erstmalig ver-
hängte die Kommission einen vorläufigen Antidum-
pingzoll für bestimmte Fahrradketten aus Taiwan 
und für bestimmte Wälzlager aus Japan. Weitere 
Antidumpinguntersuchungen wurden eingeleitet. 

122. Das am 11. Juni 1975 unterzeichnete und am 
1. Mai 1976 in Kraft getretene Abkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Österreich zur Vereinfachung der Förm-
lichkeiten im Warenverkehr zwischen der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft einerseits und 
Griechenland und der Türkei andererseits beim 
Weiterversand von Waren aus Österreich ist ab 
1. Januar 1977 anzuwenden. 

Handelspolitik 

123. Im Mittelpunkt der gemeinschaftlichen Han-
delspolitik standen weiterhin die multilateralen 
Handelsverhandlungen im GATT. Die Gemeinschaft 
hat nach Konsultationen mit zahlreichen Entwick

-

lungsländern und nach Verhandlungen in der 
GATT-Gruppe „Tropische Erzeugnisse" terminge-
recht am 1. Januar 1977 ihre Zugeständnisse für die 
Einfuhr tropischer Produkte aus den Entwicklungs-
ländern in Kraft gesetzt, ohne Gegenleistungen zu 
verlangen. Diese Zugeständnisse erstrecken sich 
auf ein Handelsvolumen von etwa 2 Mrd. RE. Die 
Gemeinschaft steht damit an der Spitze aller Indu-
striestaaten. Die Konzessionen betreffen im einzel-
nen 

— allgemeine Zollsenkungen für Einfuhren im 
Wert von 1,2 Mrd. RE bei 22 tropischen Waren, 
wie z. B. bei Kaffee von 7 % auf 5 % und bei 
Kakao von 4 % auf 3 %, 

— Verbesserung und Schaffung neuer Zollpräferen-
zen bei 159 landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
mit einem Handelsvolumen von 0,8 Mrd. RE, 

— Verpflichtung, die Kaffee- und Teesteuer nicht 
zu erhöhen, 

— Abbau einiger mengenmäßiger Einfuhrbeschrän-
kungen Frankreichs und Italiens. 

124. In der GATT-Verhandlungsgruppe „Zölle" 
hat die Gemeinschaft ihre Bemühungen fortgesetzt, 
sich mit ihren Haupthandelspartnern über eine 
Zallsenkungsformel zu einigen. Zugunsten der Ent-
wicklungsländer konnte Übereinstimmung darüber 
erzielt werden, daß die Zölle für Waren, bei denen 
keine oder nur geringe Zollpräferenzen bestehen, 
stärker und schneller gesenkt werden sollen als die 
Zollsätze für Produkte, die Gegenstand von Präfe-
renzen sind und hauptsächlich von den Entwick-
lungsländern geliefert werden; auch die nach dem 
Bearbeitungsgrad ansteigende Zollbelastung (Tarif-
eskalation) soll verringert werden. 

125. Ferner hat der GATT-Handelsverhandlungs-
ausschuß unter aktiver Mitwirkung der Gemein-
schaft am 5. November 1976 eine Verhandlungs-
gruppe eingesetzt, die Verbesserungen des Rah-
mens des Welthandels, insbesondere hinsichtlich 
einer differenzierenden und günstigeren Behand-
lung der Entwicklungsländer erörtern soll. 

126. Anläßlich der Vollversammlung der GATT-
Vertragsparteien im November 1976 bekräftigte die 
Gemeinschaft ihre Entschlossenheit, protektionisti-
schen Tendenzen entgegenzuwirken und die Libera-
lisierung des Welthandels weiter voranzutreiben. 
Im GATT-Rat, in der GATT-Gruppe der 18 und in 
sonstigen GATT-Gremien wirkte die Gemeinschaft 
aktiv an den Arbeiten mit. Besondere Bedeutung 
hatte die auf Antrag der Gemeinschaft getroffene 
Feststellung einer GATT-Sachverständigengruppe, 
daß das amerikanische Ausfuhrförderungssystem 
DISC gegen das GATT verstößt. 

127. Im Textil- und Bekleidungssektor hat die Ge-
meinschaft mehrere Selbstbeschränkungsabkommen 
mit Drittländern nach dem Welttextilabkommen in 
innergemeinschaftliches Recht umgesetzt. Am 
10. November 1976 hat sie mit Rumänien Einigung 
über ein derartiges Abkommen erzielt; es ist das 
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erste Abkommen überhaupt, das ein Staatshandels-
land mit der EG abgeschlossen hat. Entsprechende 
Verhandlungen mit Polen werden in Kürze aufge-
nommen werden; mit Ungarn werden zunächst wei-
tere Sondierungsgespräche stattfinden. Zur Zeit 
laufen noch Verhandlungen mit Thailand über ein 
Selbstbeschränkungsabkommen. In der Gemein-
schaft finden ferner intensive Erörterungen über 
die gemeinschaftliche Haltung bei den bevorstehen-
den Verhandlungen über die Verlängerung des 
Welttextilabkommens statt, das Ende 1977 aus-
läuft. 

128. Nahezu drei Jahre nach seiner Einführung im 
Juli 1974 soll der Importstopp für Rindfleisch mit 
Wirkung vom 1. April 1977 durch eine Einfuhrrege-
lung mit einer entsprechend der Entwicklung der 
Marktlage gestaffelten Abschöpfung ersetzt wer-
den. Die Staffelung verläuft progressiv bei sinken-
den Marktpreisen in der Gemeinschaft, degressiv, 
wenn der Marktpreis über den Orientierungspreis 
steigt. 

129. Der Rat hat für den Bereich öffentlich ge-
stützter Ausfuhrkredite am 14. März 1977 eine 
Richtlinie erlassen, mit der der Zinssatz, die 
Höchstlaufzeiten der Kredite und der Prozentsatz 
der Anzahlungen bis zur und bei Lieferung harmo-
nisiert werden sollen. Die Richtlinie gilt zunächst 
versuchsweise. 

Mit dieser Richtlinie soll ein Beitrag zur Verhinde-
rung eines weltweiten Wettlaufs_ um günstige Ex-
portkreditbedingungen und zur Durchsetzung des 
Grundsatzes der internationalen Zusammenarbeit 
geleistet werden. 

Im einzelnen sieht die Richtlinie folgende Einstu-
fung der Drittländer vor: 

Relativ 
reiche 
Länder 

Länder 
mit 

durch

-
schnitt

-lichem 
Ent

-

wick

-

lungs
-stand 

Relativ 
arme 
Länder 

a) Mindestanzahlung 
bis zur und bei 
Lieferung 	 15 % 15 % 15 °/o 

b) Mindestzinssatz für 
Kredite mit einer 
Laufzeit von zwei 
bis fünf Jahren, ein-
schließlich 	 7,75 % 7,25 % 7,25 % 

c) Mindestzinssatz für 
Kredite mit einer 
Laufzeit von mehr 
als fünf Jahren .. 8 % 7,75% 7,50 % 

d) Maximale Laufzeit 
der Kredite 	 5/81/2 

Jahre 
81/2 
Jahre 

10 
Jahre 

Konferenz über internationale wirtscha ftliche Zu-
sammenarbeit 

130. Im Berichtszeitraum sind die vier Kommis-
sionen der Konferenz über internationale wirt-
schaftliche Zusammenarbeit (KIWZ) für Energie, 
Rohstoffe, Entwicklung und finanzielle Fragen 
in ihrer 7. (20. bis 27. Oktober, Rohstoffkom-
mission bis 28. Oktober) und 8. (16. bis 23. Novem-
ber) Sitzungsperiode zusammengetreten. Obwohl 
sich alle Teilnehmer darüber einig waren, daß nach 
der analytischen Phase des ersten Halbjahrs die 
Konferenz nunmehr in ihre aktionsorientierte Phase 
eingetreten sei, haben erst in der November-Runde 
Verhandlungen im eigentlichen Sinne begonnen. 
Dabei kristallisierten sich vor allem folgende Kern-
bereiche als voraussichtlich bedeutsam für einen 
positiven Abschluß der KIWZ heraus: Der EG-Vor-
schlag zukünftiger Konsultationen zwischen Ener-
gieerzeuger- und verbraucherländern, sowie der 
Wunsch der Entwicklungsländer nach positiver 
Einflußnahme der KIWZ auf die UNCTAD-Folgever-
handlungen im Rohstoffbereich und nach einer Lö-
sung der Verschuldungsproblematik. Insbesondere 
auf diesen Gebieten brachten. die Verhandlungen 
keine Annäherung der Standpunkte zwischen Indu-
strie- und Entwicklungsländern, da die Entwick-
lungsländer auf ihren kumulativen Maximalforde-
rungen beharrten, deren Erfüllung in ihrer Gesamt-
heit die Leistungsfähigkeit der Industrieländer 
übersteigen würde, und die Industrieländer noch zu 
sehr in der Frage differierten, wie weit und wo sie 
den Entwicklungsländern entgegenkommen wollen 
und können. In beiderseitigem Einvernehmen von 
Industrie- und Entwicklungsländern ist daher die 
ursprünglich für Dezember geplante abschließende 
KIWZ-Runde auf Ministerebene auf das erste Halb-
jahr 1977 verschoben worden. 

Die enge Abstimmung zwischen den EG-Mitglied-
staaten und mit den anderen teilnehmenden Indu-
striestaaten ermöglichte der Gemeinschaft, eine ih-
rer politischen und wirtschaftlichen Bedeutung an-
gemessene Rolle zu spielen. Die Bemühungen der 
EG konzentrierten sich z. Z. darauf, in engem Zu-
sammenwirken mit den anderen Industrieländern 
Lösungsansätze in den oben angezeigten Problem-
bereichen zu finden und so die Grundlage für einen 
tragfähigen Kompromiß mit den Entwicklungslän-
dern zum Abschluß der KIWZ zu legen. 

131. Auf dem Europäischen Rat am 25./26. März 
1977 in Rom einigten sich die Staats- und Regie-
rungschefs der Gemeinschaft auf eine erste gemein-
schaftliche Grundposition zu den im Rohstoffbe-
reich anstehenden Fragen. Danach stimmt die Ge-
meinschaft Rohstoffabkommen für einzelne Produk-
te zu, soweit sie angebracht und möglich sind. Ein 
gemeinsamer Fonds wird akzeptiert, ohne daß eine 
Festlegung auf Modalitäten und Ausstattung des 
Fonds erfolgt. Darüber hinaus wurde die Kommis-
sion mit der Prüfung von Exporterlösstabilisie-
rungsmaßnahmen auf der Grundlage eines entspre-
chenden deutschen Vorschlags beauftragt. 
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Beziehungen zu westlichen Drittstaaten 

132. Die halbjährlichen Konsultationen auf hoher 
Ebene zwischen der Kommission und den USA am 
21. und 22. Oktober 1976 in Washington boten er-
neut Gelegenheit zu einer gründlichen Erörterung 
und Analyse aller handelspolitisch relevanten Fra-
gen zwischen den Handelspartnern. Im Vordergrund 
standen dabei die Situation im Stahlsektor, Nor-
mungsfragen, die Einfuhr von Schuhen in die USA, 
ferner aktuelle Entwicklungen in der GATT-Runde 
und im Nord-Süd-Dialog. 

Seit der Amtseinführung von Präsident Carter ha-
ben bereits Kontakte auf politischer Ebene zwi-
schen der Kommission und der neuen amerikani-
schen Regierung stattgefunden. Beide Seiten erklär-
ten dabei ihr Interesse an einer Fortführung der in-
tensiven Zusammenarbeit im Sinne einer konstruk-
tiven Welthandelspolitik. Dabei soll die GATT

-

Runde im Vordergrund stehen. 

133. Am 10. Dezember 1976 fand in Brüssel die 
konstituierende Sitzung des Gemischten Koopera-
tionsausschusses nach dem Rahmenabkommen EG/ 
Kanada über handelspolitische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit statt. Dabei bekräftigten beide Sei-
ten ihren festen Willen, das Abkommen konstruk-
tiv zur Intensivierung der beiderseitigen Beziehun-
gen zu nutzen und es zur Grundlage einer breit ge-
fächerten Kooperation zu machen. 

In den unabhängig vom Rahmenabkommen EG/Ka-
nada fortgeführten halbjährlichen Konsultationen 
auf hoher Ebene zwischen Kommission und Kanada 
wurden Anfang Dezember 1976 in Brüssel aktuelle 
Fragen der Außenwirtschaftspolitik, darunter auch 
die jüngsten kanadischen Einfuhrbeschränkungen 
im Bekleidungssektor, erörtert. Beide Seiten sind 
der Überzeugung, daß diese Konsultationen nützlich 
sind und zum besseren Verständnis für die beider

-

seitigen Handelsprobleme beitragen. 

134. Bei der letzten der halbjährlich stattfindenden 
Konsultationen EG/Japan auf hoher Ebene am 11./ 
12. November 1976 bildeten — neben der Behand-
lung aktueller multilateraler Fragen — die bilatera-
len Handelsbeziehungen eindeutig den Schwer-
punkt. Die Kommission unterstrich nochmals die 
Notwendigkeit eines Abbaus des Handelsbilanzde-
fizits und wies zugleich auf die entstandenen wirt-
schaftlichen sowie sozialen Probleme in der Ge-
meinschaft hin. Besondere Aufmerksamkeit wurde 
den Problemen im Bereich Schiffbau sowie der Ver-
stärkung von Exporten der Gemeinschaft im Indu-
strie- und Agrarbereich nach Japan gewidmet. 

Die große Bedeutung, die die Gemeinschaft der Ent-
wicklung der Beziehungen zu Japan beimißt, findet 
ihren Niederschlag in einer Erklärung des Europä-
ischen Rates vom 30. November 1976, in der er sei-
ne Besorgnis über die Auswirkungen der bisherigen 
Ein- und Ausfuhrpraktiken Japans, die rasche Ver-
schlechterung der Lage beim Handel zwischen der 
Gemeinschaft und Japan und die Probleme, die in 
bestimmten Industriesektoren aufgetreten sind, aus-
drückt. Nach Auffassung des Europäischen Rates 

sollte der Notwendigkeit einer schnellen Auswei-
tung der Einfuhren Japans aus der Gemeinschaft 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden. 

Die japanische Seite hat ihre Bereitschaft erklärt, 
bei der Lösung der anstehenden Probleme auf der 
Grundlage gegenseitigen Verständnisses mit der 
Gemeinschaft zusammenzuarbeiten. 

Inzwischen konnten erste positive Ergebnisse (z. B. 
in den Bereichen Schiffbau, Stahl, Kraftfahrzeuge 
und Nahrungsmittel) erzielt werden. 

135. Der Rat hat die Kommission am 15./16. No-
vember 1976 beauftragt, mit dem Iran Verhandlun-
gen über den Abschluß eines nicht präferentiellen 
Handels- und Kooperationsabkommens aufzuneh-
men. Die Verhandlungen wurden am 20. Dezember 
1976 eröffnet. 

Beziehungen zu Staatshandelsländern 

136. Die Gemeinschaft hat im November 1976 den 
ihr im Frühjahr 1976 übergebenen Entwurf des Ra-
tes für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) für ein 
Abkommen zur Regelung der  Beziehungen zwi-
schen beiden Organisationen mit der Übergabe ei-
nes Gegenentwurfs beantwortet, in dem die Formen 
und Modalitäten der zwischen der Gemeinschaft 
und dem RGW herzustellenden Beziehungen defi-
niert werden. Gleichzeitig unterstreicht die Ge-
meinschaft die Bedeutung, die sie der Entwicklung 
der Beziehungen nicht nur mit dem RGW, sondern 
auch mit jedem seiner Mitgliedstaaten beimißt. In 
einem Begleitschreiben erklärt sich die Gemein-
schaft zur baldigen Aufnahme von Verhandlungen 
bereit. Zugleich bekräftigt sie erneut ihre Bereit-
schaft, entsprechend ihrem Angebot vom November 
1974 Handelsvertragsverhandlungen mit jedem der 
Mitgliedstaaten des RGW zu eröffnen. 

Abgesehen von einem Zwischenbescheid zum 7. Fe-
bruar 1977 steht eine Antwort seitens des RGW an 
die EG noch aus. 

137. Wegen Fehlens handelsvertraglicher Bezie-
hungen zwischen der EG und den Staatshandelslän-
dern hat die Gemeinschaft auch für das Jahr 1977 
autonom Einfuhrkontingente festgelegt, die den 
Ostländern erneut umfangreiche und weitere Liefe-
rungen auf dem Gemeinschaftsmarkt ermögli-
chen. 

XVII Beziehungen zu EFTA-Staaten 

138. Die Beziehungen zu den EFTA-Staaten im 
Rahmen des Freihandelsabkommens verliefen im 
Berichtszeitraum weiterhin zufriedenstellend. Abge-
sehen von einer Verschärfung der von Portugal we-
gen Zahlungsbilanzschwierigkeiten angewandten 
Einfuhrbeschränkungen im Oktober 1976 und er-
neut im März 1977 wurden keine weiteren Handels-
hemmnisse eingeführt. In Finnland ist die Bardepot-
pflicht ausgelaufen. Allerdings ist insbesondere 
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auch die von der Gemeinschaft beanstandete Kon-
tingentierung von Schuhen durch Schweden z. Z. 
noch in Kraft. Die Gemeinschaft hat bei der Fest-
setzung der indikativen Plafonds sensibler Produkte 
für 1977 bei einigen wenigen Papierpositionen auf-
grund der konjunkturellen Lage von einer Aufstok-
kung abgesehen; die Bundesregierung war dabei 
um eine möglichst liberale Regelung bemüht. 

139. Portugal hat am 28. März 1977 den schon bei 
Unterzeichnung . des Zusatzprotokolls und Finanz-
protokolls zum Freihandelsabkommen angekündig-
ten Antrag auf Beitritt zur Gemeinschaft gestellt. 

Vorausgegangen sind Sondierungsgespräche von 
Ministerpräsident Soares in den Hauptstädten der 
EG-Mitgliedstaaten. In der — abgestimmten — Re-
aktion der Mitgliedstaaten wurde die europäische 
Berufung Portugals und der offene Charakter der 
Gemeinschaft bestätigt, aber auch auf die Beitritts-
probleme angesichts der wirtschaftlichen Lage 
Portugals hingewiesen. Der Wille zu einer ver-
stärkten Annäherung, die schließlich in den Beitritt 
zu für alle Parteien am vorteilhaftesten Bedingun-
gen und Fristen münden soll, wurde bekräftigt. Die 
Bundesregierung hatte sich schon seit der Verkün-
dung der „Europäischen Option" durch die portu-
giesische Regierung in der Gemeinschaft dafür ein-
gesetzt, Portugal die Perspektive eines Beitritts zu 
eröffnen. 

140. Mit Wirkung vom 1. Dezember 1976 wurden 
die EFTA-Ursprungsbestimmungen (Protokoll Nr. 3 
der EG-EFTA-Abkommen) durch Schaffung großzü-
giger Ursprungskriterien für einige Waren weiter 
liberalisiert. 

XVIII. Beziehungen zu den Mittelmeerländern 

141. Im Verhältnis der Gemeinschaft zu Griechen-
land standen weiterhin die Arbeiten infolge des 
griechischen Antrags auf Beitritt zu den Europä-
ischen Gemeinschaften im Vordergrund. 

Die Sachverhandlungen konnten im Oktober 1976 
in Brüssel aufgenommen werden. Sie wurden im 
wesentlichen auf Botschafterebene geführt und hat-
ten bisher die Themen Herstellung des freien Wa-
renverkehrs und der Zollunion, die Beziehungen 
der Gemeinschaft zu Drittländern, die gemein-
schaftlichen Regeln über die Zulässigkeit staatli-
cher Beihilfen und die Beteiligung Griechenlands 
an der gemeinschaftlichen Regionalpolitik sowie 
die Einbeziehung Griechenlands in das System der 
Finanzierung des EG-Haushalts zum Gegenstand. 
Die Gespräche hierüber dauern an und werden 
nach und nach auf weitere Bereiche der Gemein-
schaftspolitik ausgedehnt. 

Im Rahmen der Assoziation ist das 2. Finanzproto-
koll über 280 Millionen RE am 28. Februar 1977 un-
terzeichnet worden. Der überwiegende Anteil der 
Finanzmittel besteht aus EIB-Darlehen. 

142. Im Verhältnis zur Türkei waren die intensi-
ven Bemühungen der Gemeinschaft erfolgreich, im 

Rahmen der Assoziation überfällige Fragen zu re-
geln. So konnte der Assoziationsrat auf Minister-
ebene am 20. Dezember 1976 ein ausgewogenes Pa-
ket von Maßnahmen zugunsten des türkischen As-
soziationspartners verabschieden bzw. in die Wege 
leiten: 

— Verbesserung der Agrarpräferenzen; 

— 3. Finanzprotokoll über 310 Millionen RE, wobei 
der überwiegende Anteil der Finanzmittel aus 
Sonderdarlehen zu besonders günstigen Bedin-
gungen besteht; das Finanzprotokoll ist am 
10. März 1977 unterzeichnet worden; 

— Weiterentwicklung der Assoziation im Bereich 
der Handelspolitik; 

— Einführung der ersten, auf vier Jahre angelegten 
Stufe der Freizügigkeit der Arbeitnehmer aus 
der Türkei und den Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft, die nach dem Abkommen von Ankara bis 
Dezember 1986 schrittweise zu verwirklichen 
ist. 

Der letztgenannte Beschluß verbessert insbesondere 
die Lage der bereits in der Gemeinschaft beschäf-
tigten türkischen Arbeitnehmer. Nach dreijähriger 
ordnungsgemäßer Beschäftigung haben sie, vorbe-
haltlich des Vorrangs von Arbeitnehmern aus der 
Gemeinschaft sowie unter bestimmten regionalen 
und sektoralen Beschränkungen das Recht, sich um 
freie Arbeitsstellen zu bewerben. Nach fünfjähriger 
ordnungsgemäßer Beschäftigung in einem Mitglied-
staat haben sie dort freien Zugang zu jeder abhän-
gigen Beschäftigung. Die gleiche Behandlung wird 
in der Türkei beschäftigten Arbeitnehmern aus der 
Gemeinschaft zugesichert. 

Außerdem wird türkischen Arbeitskräften Vorrang 
für den Fall eingeräumt, daß Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft Arbeitskräfte aus Drittstaaten anwer-
ben. 

143. Im Rahmen ihrer globalen Mittelmeerpolitik 
konnte die Gemeinschaft ihre Verhandlungen mit 
den Maschrekländern Ägypten, Jordanien, Libanon 
und Syrien über globale Kooperationsabkommen 
erfolgreich abschließen. Die Abkommen sind am 
18. Januar 1977 in Brüssel unterzeichnet worden, — 
mit Ausnahme des Abkommens mit Libanon, dessen 
Unterzeichnung bevorsteht. In Ausrichtung und In-
halt entsprechen die Abkommen weitgehend den 
bereits mit den drei Maghrebländern Algerien, Ma-
rokko und Tunesien geschlossenen Abkommen. Sie 
sind — mit Ausnahme der bis 31. Oktober 1981 be-
grenzten Finanzprotokolle — unbefristet. Ihr we-
sentlicher Inhalt sind Vereinbarungen über den 
Warenverkehr sowie die wirtschaftliche, technische 
und finanzielle Zusammenarbeit. Von den im Rah-
men der Finanzprotokolle zur Verfügung stehenden 
Mitteln entfallen auf Ägypten 170 Millionen RE, 
auf Jordanien 40 Millionen RE, auf Libanon 30 Mil-
lionen RE und auf Syrien 60 Millionen RE. Die Mit-
tel sind jeweils aufgeteilt in verlorene Zuschüsse, 
Sonderdarlehen zu besonders günstigen Bedingun-
gen und Darlehen der Europäischen Investitions-
bank zu Marktbedingungen. 
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Ebenfalls im Rahmen ihrer globalen Mittelmeerpoli-
tik hat die Gemeinschaft mit Israel zwei Zusatzpro-
tokolle über wissenschaftliche, technische und fi-
nanzielle Zusammenarbeit in Ergänzung zu dem 
Freihandelsabkommen von 1975 abgeschlossen und 
am 8. Februar 1977 in Brüssel unterzeichnet. Durch 
das Finanzprotokoll, dessen Laufzeit mit derjenigen 
der Maschrekprotokolle identisch ist, erhält Israel 
EIB-Darlehen zu Marktbedingungen in Höhe von 30 
Millionen RE. 

Der Weg zur. Ratifizierung der Abkommen mit den 
drei Maghrebländern durch die Mitgliedstaaten ist 
nunmehr eröffnet, nachdem Übereinstimmung darin 
erzielt worden ist, daß eine Finanzierung durch den 
EG-Haushalt erst ab 1978 — dem Beginn der voll-
ständigen Finanzierung des Gemeinschaftshaushalts 
aus eigenen Einnahmen — in Betracht kommt. 

144. Im Verhältnis zu Spanien werden die gemein-
schaftsinternen Arbeiten und die Kontakte mit Spa-
nien über die Ausdehnung des Abkommens von 
1970 auf die neuen Mitgliedstaaten sowie über zu-
sätzliche handelspolitische Anpassungen und Ver-
einbarungen fortgeführt. 

XIX. Abkommen von Lomé 

145. Seit seinem Inkrafttreten am 1. April 1976 
sind dem Abkommen von Lomé drei von Frank-
reich, Großbritannien und den Niederlanden unab-
hängig gewordene Länder — Komoren, Seychellen 
und Surinam — beigetreten. Die Beitrittsabkommen 
mit drei weiteren Ländern — Sao Tome und Princi-
pe, Kap Verde und Papua Neuguinea — sind am 
28. März 1977 unterzeichnet worden. Damit erhöht 
sich die Anzahl der afrikanischen, karibischen und 
pazifischen Partnerstaaten der Gemeinschaft auf 52. 
Der Europäische Entwicklungsfonds (EEF) wird um 
22,5 Millionen ERE aufgestockt. Der davon auf die 
Gründungsmitglieder der EG entfallende Finanzie-
rungsanteil wird den Rückflüssen aus Sonderdarle-
hen entnommen, die von früheren Entwicklungs-
fonds den Jaunde-Staaten zur Verfügung gestellt 
worden waren *). 

Der neue EEF hat seine Tätigkeit inzwischen voll 
aufgenommen, nachdem die Programmierungsarbei-
ten in enger entwicklungspolitischer Koordinierung 
mit den Mitgliedstaaten weitgehend abgeschlossen 
sind. 

Dagegen ist die industrielle Kooperation erwar-
tungsgemäß noch in der Anlaufphase. Die institu-
tionellen und personellen Voraussetzungen für die 
operative Tätigkeit des Zentrums für industrielle 
Zusammenarbeit werden jedoch in absehbarer Zeit 
geschaffen sein. 

Es ist festzustellen, daß sich in der Berichtszeit die 
Kontakte zwischen Gemeinschaft und AKP-Staaten 
auf allen Ebenen bemerkenswert intensiviert ha-
ben. 

*) Die neuen Mitgliedstaaten leisten ihre Beiträge mit 
zusätzlichen nationalen Haushaltsmitteln, da sie kei-
nen Anspruch auf die genannten Rückflüsse haben. 

XX. Gemeinschaftliche Politik der Zusammen-
arbeit mit Entwicklungsländern 

146. Am 8. November 1976 beriet der Rat in der 
Zusammensetzung der Entwicklungsminister über 
Integrationsfortschritte in der Entwicklungspolitik 
auf der Grundlage von Vorschlägen der Kommis-
sion und entsprechender deutscher und niederländi-
scher Memoranden. Er stellte fest, daß insbesondere 
bei der Programmierung der finanziellen und tech-
nischen Zusammenarbeit im Rahmen des AKP- 
EWG-Abkommens und „bei der Darstellung ge-
meinsamer Standpunkte nach außen" 1976 Fort-
schritte erzielt worden seien. Der Rat nahm eine 
Entschließung an, in der es heißt, Ziel der Harmoni-
sierung und Koordinierung sei es, „die Politik der 
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten und der Ge-
meinschaft kohärenter und in stärkerem Maß kom-
plementär zu machen". Der Rat vereinbarte Bera-
tungen über die konkreten einzuschlagenden 
Schritte, beauftragte die Kommission mit der Abfas-
sung eines entwicklungspolitischen Jahresberichts 
und regte Untersuchungen über die Wechselwir-
kungen zwischen innergemeinschaftlicher Politik 
und der gemeinschaftlichen Entwicklungspolitik 
an. 

147. Zugleich einigte sich der Rat über die Ver-
wendung von 20 Millionen RE, die für 1976 in den 
Haushalt der Gemeinschaft zugunsten von Ländern 
eingestellt worden waren, zu denen kein Vertrags-
verhältnis besteht. Diese Erweiterung der weltwei-
ten Komponente der Politik der Zusammenarbeit — 
neben der Nahrungsmittelhilfe und der Zollpräfe-
renzpolitik — kam für 1976 insbesondere dem indi-
schen Subkontinent zugute. Im Februar 1977 legte 
die Kommission dem Rat einen Vorschlag für die 
Weiterführung einer solchen Politik vor. Darin 
wird vorgesehen, daß insbesondere die am stärk-
sten benachteiligten Länder von dieser Politik be-
günstigt werden und daß sektoral die ländliche Ent-
wicklung Priorität genießen soll. Der Rat beriet am 
22. März 1977 erstmals hierüber. 

148. Im Jahre 1976 wurden neue Leitlinien für die 
Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft in Angriff 
genommen. Dabei wurde eine dreijährige Voraus-
planung der Nahrungsmittelhilfe grundsätzlich be-
schlossen. 

Die dreijährige Vorausplanung bezieht sich auf 
eine Globalplanung und eine spezifische Planung. 
Die Globalplanung soll den Entwicklungsländern 
Hinweise darüber geben, welche Maßnahmen die 
Gemeinschaft zur Deckung der Bedürfnisse der Ent-
wicklungsländer insgesamt ergreifen will; die spe-
zifische Planung soll bestimmte auf dem Gebiet der 
Nahrungsmittelhilfe tätige internationale Organisa-
tionen oder Länder mit strukturellem Nahrungsmit-
teldefizit über die Maßnahmen unterrichten, die die 
Kommission zu ergreifen beabsichtigt. 

Die Intensivierung der Nahrungsmittelhilfe, die ge-
genwärtig beraten wird, hat eine qualitative Kom-
ponente, d. h. eine Verstärkung der entwicklungs-
politischen Orientierung der Nahrungsmittelhilfe 
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und eine quantitative Komponente, d. h. die Bestre-
bung, die EG-Nahrungsmittelhilfe zu erhöhen. 

Auch die Vergemeinschaftung der EG-Getreidehilfe 
im Rahmen des Nahrungsmittelhilfe-Übereinkom-
mens von 1971 ist weiter fortgeschritten. Das im Fe-
bruar 1977 verabschiedete Programm umfaßt 
1 287 000 t Getreide und hat einen Gemeichaftsan-
teil von ca. 56 %. 

XXI. Internationale Übereinkommen 

Internationales Kakaoübereinkommen 

149. Das internationale Kakaoübereinkommen von 
1975 ist fristgemäß am 1. Oktober 1976 vorläufig in 
Kraft getreten, nachdem die Gemeinschaft und die 
EG-Mitgliedsländer die vorläufige Anwendung er-
klärt haben. Damit leistet die Gemeinschaft einen 
weiteren Beitrag zur internationalen Zusammenar-
beit auf dem Rohstoffsektor. 

Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkom-
men 

150. Zwischen den alten EG-Mitgliedstaaten gilt 
seit 1. Februar 1973 das EWG-Gerichtsstands- und 
Vollstreckungsübereinkommen (GVÜ) vom 27. Sep-
tember 1968. Dieses Übereinkommen vereinheitlicht 
für die meisten zivilrechtlichen Verfahren unmittel-
bar die internationale Zuständigkeit der Gerichte 
und sichert die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung von Gerichtsentscheidungen. Beim 
Beitritt der neuen EG-Mitgliedstaaten zu den Euro-
päischen Gemeinschaften haben sich diese Staaten 
verpflichtet, dem GVU und dem Protokoll vom 
3. Juni 1971 über seine Auslegung durch den Ge

-

richtshof, das seit 1. September 1975 in Kraft ist, 
beizutreten. 

Seit Ende 1972 hat eine Sachverständigengruppe 
beim Rat über die erforderlichen Anpassungen des 
GVU verhandelt. Im Februar 1977 ist den Regierun-
gen der EG-Mitgliedstaaten der Entwurf eines Bei-
trittsübereinkommens zum GVÜ zur Stellungnahme 
übermittelt worden. Er enthält überwiegend techni-
sche Anpassungsvorschriften. Nur an wenigen Stel-
len sind neue Einzelregelungen zur internationalen 
Zuständigkeit der Gerichte vorgesehen, z. B. für Ge-
richtsstandsvereinbarungen in Versicherungssa-
chen. Es konnte verhindert werden, daß ganz neue 
Zuständigkeitsabschnitte für besondere Sachgebiete 
— etwa Seerechtssachen — eingeführt wurden. Die 
durch das GVU erreichte Vereinheitlichung des 
Prozeßrechts wird damit auf die neuen EG-Mitglied-
staaten erstreckt werden können. Das Beitritts-
übereinkommen wird voraussichtlich Anfang 1978 
unterzeichnet werden. 

Strafrecht 

151. Um die bei der strafrechtlichen Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus notwendige inten-
sive Zusammenarbeit der Staaten zu verstärken, ha-
ben die Regierungschefs der EG-Staaten beim Euro-
päischen Rat vom 12./13. Juli 1976 in Brüssel be-
schlossen, ihre Justizminister mit der Ausarbeitung 
einer Konvention zu beauftragen, wonach Geisel-
nehmer entweder auszuliefern oder in dem Staat ih-
rer Ergreifung vor Gericht zu stellen sind. Zur Er-
füllung dieses Auftrags sind hohe Beamte der neun 
Justizministerien erstmals im November 1976 zu-
sammengekommen und haben mit der Prüfung ei-
nes französischen bzw. eines britischen Überein-
kommensentwurfs zur Bekämpfung terroristischer 
Gewalttaten begonnen. Die Experten der Mitglied-
staaten werden im März 1977 erneut zusammentref-
fen. 




